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E n t wu r f  

Bundesgesetz, mit dem das Finanzmarkt-Geldwäschegesetz, das Wirtschaftliche 
Eigentümer Registergesetz, das Kontenregister- und Konteneinschaugesetz und das 
Glücksspielgesetz geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Inhaltsverzeichnis 

Artikel 1 Umsetzungshinweis 
Artikel 2 Änderung des Finanzmarkt-Geldwäschegesetzes 
Artikel 3 Änderung des Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetzes 
Artikel 4 Änderung des Kontenregister- und Konteneinschaugesetzes 
Artikel 5 Änderung des Glücksspielgesetzes 

Artikel 1 

Umsetzungshinweis 

Mit diesem Bundesgesetz wird die Richtlinie (EU) 2018/843 zur Änderung der Richtlinie (EU) 
2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung und zur Änderung der Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU, ABl. 
Nr. L 156 vom 19.06.2018 S. 43 umgesetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Finanzmarkt-Geldwäschegesetzes 

Das Finanzmarkt-Geldwäschegesetz – FM-GwG, BGBl. I Nr. 118/2016, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 37/2018, wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Nach dem Eintrag zu § 9 wird folgender Eintrag eingefügt: 

„§ 9a. Geschäftsbeziehungen und Transaktionen mit Bezug zu Drittländern mit hohem Risiko“ 

b) Nach dem Eintrag zu § 32 wird folgender Eintrag eingefügt: 

„§ 32a. Registrierung von Dienstleistern von virtuellen Währungen“ 

c) Der Eintrag zu § 33 lautet: 

„§ 33. Berufsgeheimnis und Zusammenarbeit zwischen der FMA und anderen Behörden im 
Rahmen der Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung“ 

d) Der Eintrag zu § 46 entfällt 

2. In § 1 wird nach dem Wort „Finanzinstitute“ die Wortfolge „sowie auf Dienstleister in Bezug auf 
virtuelle Währungen“ eingefügt. 
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3. In § 2 werden nach der Z 20 folgende Z 21 und 22 angefügt: 

 „21. Virtuelle Währungen: eine digitale Darstellung eines Werts, die von keiner Zentralbank oder 
öffentlichen Stelle emittiert wurde oder garantiert wird und nicht zwangsläufig an eine gesetzlich 
festgelegte Währung angebunden ist und die nicht den gesetzlichen Status einer Währung oder 
von Geld besitzt, aber von natürlichen oder juristischen Personen als Tauschmittel akzeptiert 
wird und die auf elektronischem Wege übertragen, gespeichert und gehandelt werden kann. 

 22. Dienstleister in Bezug auf virtuelle Währungen: alle Dienstleister, die eine oder mehrere der 
folgenden Dienstleistungen anbieten 

 a) Dienste zur Sicherung privater kryptografischer Schlüssel, um virtuelle Währungen im Namen 
eines Kunden zu halten, zu speichern und zu übertragen (Anbieter von elektronischen 
Geldbörsen); 

 b) den Tausch von virtuellen Währungen in Fiatgeld und umgekehrt; 

 c) den Tausch einer oder mehrerer virtueller Währungen untereinander; 

 d) die Übertragung von virtuellen Währungen; 

 e) die Zurverfügungstellung von Finanzdienstleistungen für die Ausgabe und den Verkauf von 
virtuellen Währungen.“ 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 wird die Wortfolge „für Justiz“ durch die Wortfolge „für Verfassung, Reformen, 
Deregulierung und Justiz“ und die Wortfolge „für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ durch die 
Wortfolge „für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 wird nach dem dritten Satz folgender Satz eingefügt: „Ebenso können gegebenenfalls 
einschlägige zusätzliche Informationen von anderen Mitgliedstaaten berücksichtigt werden.“. Außerdem 
wird am Ende von Abs. 2 folgender Satz „Der Bericht darf keine vertraulichen Informationen enthalten.“ 
angefügt. 

c) In Abs. 3 wird am Ende von Z 5 das Wort „und“ durch einen Strichpunkt ersetzt. 

d) In Abs. 3 wird der Punkt am Ende von Z 6 durch einen Strichpunkt ersetzt und die folgenden Z 7 und 8 
angefügt: 

 „7. der Beschreibung der institutionellen Struktur und der Grundzüge der Systeme zur Bekämpfung 
der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung im Inland, unter anderem in Bezug auf die 
Geldwäschemeldestelle, die Aufsichtsbehörden (§ 12 Abs. 1 Z 3 WiEReG), die Registerbehörde 
(§ 14 WiEReG), die Finanzämter und die Strafverfolgungsbehörden, sowie der zugewiesenen 
Human- und Finanzressourcen, soweit diese Informationen zur Verfügung stehen und 

 8. der Beschreibung der nationale Anstrengungen und Ressourcen (Arbeitskräfte und Finanzmittel), 
die zur Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zur Verfügung gestellt 
werden.“ 

e) Im Schlussteil des Abs. 3 wird die Wortfolge „für Justiz“ durch die Wortfolge „für Verfassung, 
Reformen, Deregulierung und Justiz“ und die Wortfolge „für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft“ 
durch die Wortfolge „für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort“ ersetzt. 

f) In Abs. 5 wird nach dem Wort „Risikoanalyse“ die folgende Wortfolge eingefügt: 

„, einschließlich der zugehörigen Aktualisierungen,“ 

g) Nach Abs. 6 werden folgende Abs. 7 bis 9 eingefügt: 

„(7) Um die wirksame Zusammenarbeit und insbesondere den Informationsaustausch zu erleichtern 
und zu fördern, hat der Bundesminister für Finanzen der Kommission eine Liste, der für die 
Beaufsichtigung der Verpflichteten (§ 9 Abs. 1 Z 1 bis 14 WiEReG) zuständigen Behörden einschließlich 
ihrer Kontaktdaten zu übermitteln. Der Bundesminister für Finanzen hat diese Liste laufend aktuell zu 
halten. 

(8) Die Bundesminister für Finanzen, für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz, für 
Inneres, für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort, für Europa, Integration und Äußeres sowie die FMA 
und die Oesterreichische Nationalbank haben im Rahmen Ihrer Zuständigkeit für die Verhinderung der 
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung als Beitrag zur Vorbereitung der Nationalen Risikoanalyse 
und für die Zwecke der Überprüfung der Wirksamkeit der nationalen Systeme zur Bekämpfung von 
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Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung umfassende Statistiken über Faktoren, die für die 
Wirksamkeit solcher Systeme relevant sind, zu führen. Diese Statistiken haben zu umfassen: 

 1. Daten zur Messung von Größe und Bedeutung der verschiedenen Sektoren, die in den 
Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2015/849 fallen, einschließlich der Anzahl der 
natürlichen Personen und der Einheiten sowie der wirtschaftlichen Bedeutung jedes Sektors, 

 2. Daten zur Messung von Verdachtsmeldungen, Untersuchungen und Gerichtsverfahren im 
Rahmen des nationalen Systems zur Bekämpfung von Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung, einschließlich der Anzahl der bei der Geldwäschemeldestelle 
erstatteten Verdachtsmeldungen, der im Anschluss daran ergriffenen Maßnahmen und — auf 
Jahresbasis — der Anzahl der untersuchten Fälle, der verfolgten Personen und der wegen 
§ 165 StGB verurteilten Personen, der Arten der Vortaten, wenn derartige Informationen 
vorliegen, sowie des Werts des eingefrorenen, beschlagnahmten oder eingezogenen 
Vermögens in Euro, 

 3. sofern vorhanden, Daten über die Zahl und den Anteil der Meldungen, die zu weiteren 
Untersuchungen führen, zusammen mit einem Jahresbericht für die Verpflichteten, in dem der 
Nutzen ihrer Meldungen und die daraufhin ergriffenen Maßnahmen erläutert werden, 

 4. Daten über die Zahl der grenzüberschreitenden Informationsersuchen, die von der zentralen 
Meldestelle gestellt wurden, bei ihr eingingen, von ihr abgelehnt oder teilweise bzw. 
vollständig beantwortet wurden, aufgeschlüsselt nach ersuchendem Mitgliedstaat oder 
Drittland, 

 5. das Personal, das den für die Aufsicht über die Bekämpfung von Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörden zugewiesen wurde, sowie das der 
Geldwäschemeldestelle für die Ausübung ihrer Aufgaben zugewiesene Personal, 

 6. die Anzahl der Maßnahmen der Aufsichtsbehörden vor Ort und anderswo, die Anzahl der auf 
der Grundlage der Maßnahmen der Aufsichtsbehörden (§ 12 Abs. 1 Z 3 WiEReG) und der 
Registerbehörde (§ 14 Abs. 1 WiEReG) festgestellten Verstöße und die Anzahl der von den 
Aufsichtsbehörden angewandten Sanktionen/Verwaltungsmaßnahmen. 

(9) Das Koordinierungsgremium hat auf Jahresbasis eine konsolidierte Zusammenfassung der 
Statistiken gemäß Abs. 8 zu erstellen. Der Bundesminister für Finanzen hat die konsolidierte 
Zusammenfassung auf der Homepage des Bundesministeriums für Finanzen zu veröffentlichen und diese 
jährlich an die Europäische Kommission zu übermitteln.“ 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Z 1 wird der Strichpunkt am Ende von Z 1 durch einen Beistrich ersetzt und folgende 
Wortfolge „einschließlich elektronischer Mittel für die Identitätsfeststellung und einschlägiger 
Vertrauensdienste gemäß der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 und anderer sicherer Verfahren zur 
Identifizierung aus der Ferne oder auf elektronischem Weg nach Maßgabe des Abs. 4;“ eingefügt. 

b) In Abs. 1 Z 2 wird der Strichpunkt nach der Wortfolge „des Kunden zu verstehen“ durch einen Punkt 
ersetzt und die Wortfolge „Wenn der ermittelte wirtschaftliche Eigentümer ein Angehöriger der obersten 
Führungsebene gemäß § 2 Z 1 lit. b WiEReG ist, haben die Verpflichteten die erforderlichen 
angemessenen Maßnahmen zu ergreifen, um die Identität der natürlichen Person, die der obersten 
Führungsebene angehören, zu überprüfen, und haben Aufzeichnungen über die ergriffenen Maßnahmen 
sowie über etwaige während des Überprüfungsvorgangs aufgetretene Schwierigkeiten zu führen;“ 
eingefügt. 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Zu Beginn einer neuen Geschäftsbeziehung mit einem Rechtsträger gemäß § 1WiEReG haben die 
Verpflichteten einen Auszug aus dem Register der wirtschaftlichen Eigentümer gemäß § 9 oder § 10 
WiEReG als Nachweis der Registrierung einzuholen. Zu Beginn einer neuen Geschäftsbeziehung mit 
einem vergleichbaren Rechtsträger im Sinne des § 1 WiEReG mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat 
oder in einem Drittland haben die Verpflichten einen Nachweis der Registrierung oder einen Auszug 
einzuholen, sofern dessen wirtschaftliche Eigentümer in einem den Anforderungen der Art. 30 oder 31 
der Richtlinie (EU) 2015/849 entsprechendem Register registriert werden müssen.“ 
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b) In Abs. 6 lautet der zweite Satz: 

„Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn sich bei einem Kunden maßgebliche Umstände ändern 
oder wenn der Verpflichtete rechtlich verpflichtet ist, den Kunden im Laufe des betreffenden 
Kalenderjahres zu kontaktieren, um etwaige einschlägige Informationen über den oder die 
wirtschaftlichen Eigentümer zu überprüfen, oder wenn der Verpflichtete gemäß der Richtlinie 
2011/16/EU des Rates dazu verpflichtet ist.“ 

c) Nach Abs. 10 wird folgender Abs. 11 eingefügt: 

„(11) Bestehende anonyme Schließfächer dürfen, sofern die Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden 
gemäß § 6 noch nicht angewandt worden sind, nicht verwendet werden und sind als besonders 
gekennzeichnet zu führen. Diese dürfen erst in irgendeiner Weise verwendet werden, wenn die 
Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden gemäß § 6 angewandt worden sind.“ 

7. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 lautet: 

„(1) In den in § 9a bis § 12 genannten Fällen, sowie wenn ein Verpflichteter aufgrund seiner 
Risikoanalyse (§ 4) oder auf andere Weise feststellt, dass ein erhöhtes Risiko der Geldwäscherei oder 
Terrorismusfinanzierung besteht, hat er verstärkte Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden zur 
angemessenen Steuerung und Minderung dieser Risiken anzuwenden. Hierbei sind die Risiken von 
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung für bestimmte Arten von Kunden, geografische Gebiete und 
für bestimmte Produkte, Dienstleistungen, Transaktionen oder Vertriebskanäle zu bewerten und 
zumindest die in Anlage III dargelegten Faktoren für ein potenziell erhöhtes Risiko zu berücksichtigen.“ 

b) Abs. 3 lautet: 

„(3) Die Verpflichteten haben, soweit dies im angemessenen Rahmen möglich ist, Hintergrund und 
Zweck aller Transaktionen zu untersuchen, die eine oder mehrere der folgenden Bedingungen erfüllen: 

 1. es handelt sich um komplexe Transaktionen; 

 2. die Transaktionen sind ungewöhnlich groß; 

 3. die Transaktionen folgen einem ungewöhnlichen Transaktionsmuster; 

 4. die Transaktionen haben keinen offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmäßigen Zweck. 

Um zu bestimmen, ob diese Transaktionen oder Tätigkeiten verdächtig sind, haben die Verpflichteten 
insbesondere den Umfang und die Art der Überwachung der Geschäftsbeziehung zu verstärken.“ 

8. Es wird nach dem § 9 folgender § 9a samt Überschrift eingefügt: 

„Geschäftsbeziehungen und Transaktionen mit Bezug zu Drittländern mit hohem Risiko 

§ 9a. (1) In Bezug auf Geschäftsbeziehungen oder Transaktionen, an denen Drittländer mit hohem 
Risiko beteiligt sind, haben die Verpflichteten jedenfalls die folgenden verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen 
gegenüber Kunden anzuwenden: 

 1. Einholung und angemessene Überprüfung zusätzlicher Informationen über den Kunden und seine 
wirtschaftlichen Eigentümer; 

 2. Einholung zusätzlicher Informationen über den Zweck und die angestrebte Art der 
Geschäftsbeziehung; 

 3. Einholung von zusätzlichen Informationen für die Überprüfung der Herkunft der eingesetzten 
Mittel und Einholung von zusätzlichen Informationen über die Vermögensverhältnisse des 
Kunden und seiner wirtschaftlichen Eigentümer; 

 4. Einholung von Informationen über die Gründe für die geplanten oder durchgeführten 
Transaktionen; 

 5. Einholung der Zustimmung ihrer Führungsebene, bevor sie Geschäftsbeziehungen zu diesen 
Kunden aufnehmen oder fortführen und 

 6. verstärkte kontinuierliche Überwachung der Geschäftsbeziehung durch eine weitere Erhöhung 
der Häufigkeit und der Intervalle der Kontrollen und durch die zusätzliche Auswahl von 
Transaktionsmustern, die einer weiteren Prüfung bedürfen. 

(2) Zusätzlich zu den in Abs. 1 vorgesehenen verstärkten Sorgfaltsmaßnahmen kann die FMA mit 
Zustimmung des Bundesministers für Finanzen in Bezug auf Geschäftsbeziehungen oder Transaktionen, 
an denen Drittländer mit hohem Risiko beteiligt sind, mit Verordnung im Einklang mit den 
internationalen Pflichten der Union eine oder mehrere zusätzliche risikomindernde Maßnahmen 
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hinsichtlich aller oder bestimmter Drittländer mit hohem Risiko anordnen. Diese Maßnahmen haben aus 
einem oder mehreren der folgenden Elemente zu bestehen: 

 1. der Anwendung zusätzlicher verstärkter Sorgfaltsmaßnahmen; 

 2. der Einführung verstärkter relevanter Meldemechanismen oder einer systematischen 
Meldepflicht für Finanztransaktionen; 

 3. der Beschränkung der geschäftlichen Beziehungen oder Transaktionen mit natürlichen oder 
juristischen Personen aus Drittländern mit hohem Risiko. 

(3) Im Umgang mit Drittländern mit hohem Risiko kann der Bundesminister für Finanzen mit 
Verordnung gegebenenfalls zusätzlich zu den in Abs. 1 genannten Maßnahmen und im Einklang mit den 
internationalen Pflichten der Union eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen in Bezug auf alle oder 
bestimmte Drittländer mit hohem Risiko anordnen: 

 1. Verwehrung der Gründung von Tochterunternehmen, Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen 
oder Repräsentanzen von Verpflichteten aus dem betreffenden Drittland oder anderweitige 
Berücksichtigung der Tatsache, dass der betreffende Verpflichtete aus einem Drittland mit 
hohem Risiko stammt; 

 2. Einführung des für Verpflichtete geltenden Verbots der Gründung von Zweigstellen bzw. 
Zweigniederlassungen oder Repräsentanzen in dem betreffenden Drittland oder anderweitige 
Berücksichtigung der Tatsache, dass sich die betreffende Zweigstelle bzw. Zweigniederlassung 
beziehungsweise die betreffende Repräsentanz in einem Drittland mit hohem Risiko befinden 
würde; 

 3. Einführung einer verstärkten Überprüfung von Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen und 
Tochterunternehmen von Verpflichteten in dem betreffenden Drittland durch die FMA oder 
Einführung einer Verpflichtung eine verstärkte externe Überprüfung vorzusehen; 

 4. Einführung verschärfter Anforderungen in Bezug auf die Jahresabschlussprüfung von in dem 
betreffenden Land befindlichen Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen und 
Tochterunternehmen von Finanzgruppen deren Mutterunternehmen seinen Sitz im Inland hat; 

 5. Einführung der für Kredit- und Finanzinstitute geltenden Pflicht, 
Korrespondenzbankbeziehungen zu Respondenzinstituten in dem betreffenden Drittland zu 
überprüfen und zu ändern oder erforderlichenfalls zu beenden. 

(4) Die FMA und der Bundesminister für Finanzen haben beim Erlass oder bei der Anwendung der 
in den Abs. 2 und 3 genannten Maßnahmen gegebenenfalls einschlägige Evaluierungen, Bewertungen 
oder Berichte internationaler Organisationen oder von Einrichtungen für die Festlegung von Standards 
mit Kompetenzen im Bereich der Verhinderung von Geldwäscherei und der Bekämpfung der 
Terrorismusfinanzierung hinsichtlich der von einzelnen Drittländern ausgehenden Risiken gebührend zu 
berücksichtigen. 

(5) Der Bundesminister für Finanzen unterrichtet die Europäische Kommission vor dem Erlass einer 
Verordnung gemäß Abs. 2 oder 3.“ 

9. In § 10 wird die Wortfolge „zu Respondenzinstituten mit Sitz in Drittländern“ durch die Wortfolge „die 
die Ausführung von Zahlungen mit einem Respondenzinstitut mit Sitz in einem Drittland umfassen,“ 
ersetzt sowie das Wort „Verpflichtete“ durch die Wortfolge „Kredit- und Finanzinstitute“ außerdem wird 
nach der Wortfolge „gegenüber Kunden“ die Wortfolge „bei Aufnahme einer Geschäftsbeziehung“ 
eingefügt. 

10. § 12 Abs. 2 lautet: 

„(2) Den Verpflichteten ist jedenfalls das Führen anonymer Konten, anonymer Sparbücher oder 
anonymer Schließfächer untersagt; § 7 Abs. 8 bis 11 ist entsprechend anzuwenden.“ 

11. § 13 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Dies umfasst auch elektronische Mittel für die Identitätsfeststellung und Vertrauensdienste gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 910/2014 sowie andere sichere Verfahren zur Identifizierung aus der Ferne oder auf 
elektronischem Weg nach Maßgabe des § 6 Abs. 4.“ 

12. In § 16 Abs. 2 wird die Wortfolge „auf Verlangen unmittelbar oder mittelbar alle Auskünfte erteilen“ 
durch die Wortfolge „auf Verlangen unmittelbar alle erforderlichen Auskünfte erteilen“ ersetzt. 
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13. § 18 samt Überschrift lautet: 

„Verdachtsmeldung der Behörden an die Geldwäschemeldestelle 

§ 18. (1) Ergibt sich der FMA oder der Oesterreichischen Nationalbank bei Ausübung ihrer 
Aufsichtstätigkeit der Verdacht, dass eine Transaktion der Geldwäscherei oder der 
Terrorismusfinanzierung dient, so haben sie die Geldwäschemeldestelle hiervon unverzüglich in Kenntnis 
zu setzen. Dies gilt sinngemäß auch für den Bundesminister für Finanzen als Registerbehörde gemäß § 14 
Abs. 1 WiEReG und die Abgabenbehörden des Bundes bei Wahrnehmung ihrer Aufgaben. 

(2) Die FMA hat, wenn sie Informationen von der Geldwäschemeldestelle im Wege der Amtshilfe 
oder des Informationsaustausches erhält, der Geldwäschemeldestelle eine Rückmeldung über die 
Verwendung dieser Informationen und die Ergebnisse der auf Grundlage der bereitgestellten 
Informationen durchgeführten Ermittlungen oder Prüfungen zu geben.“ 

14. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 wird die Wortfolge „vor Bedrohungen“ durch die Wortfolge „vor Bedrohungen, 
Vergeltungsmaßnahmen“ ersetzt. 

b) Es wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) Die FMA hat zu gewährleisten, dass Einzelpersonen, die Bedrohungen, Vergeltungsmaßnahmen 
oder Anfeindungen oder nachteiligen oder diskriminierenden Maßnahmen im Beschäftigungsverhältnis 
ausgesetzt sind, weil sie intern oder der Geldwäschemeldestelle einen Verdacht auf Geldwäsche oder 
Terrorismusfinanzierung gemeldet haben, bei der FMA auf sichere Weise den gemeldeten Verdacht 
sowie weitere Hinweise auf die Nichteinhaltung der Vorschriften dieses Bundesgesetzes oder der 
Verordnung (EU) 2015/847 gemäß § 40 Abs. 2 bis 4 melden können.“ 

15. § 20 Abs. 3 Z 2 lautet: 

 „2. steht einer Informationsweitergabe zwischen derselben Unternehmensgruppe angehörenden 
Kredit- und Finanzinstituten mit Sitz in einem Mitgliedstaat oder zwischen diesen und ihren 
Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen und ihren Tochterunternehmen in Drittländern nicht 
entgegen, sofern sich diese uneingeschränkt an die gruppenweit anzuwendenden Strategien und 
Verfahren (§ 24) halten und die gruppenweit anzuwendenden Strategien und Verfahren die 
Anforderungen dieser Richtlinie erfüllen.“ 

16. In § 21 Abs. 1 Z 1 wird nach der Wortfolge „gegenüber Kunden erforderlich sind,“ die Wortfolge 
„einschließlich elektronischer Mittel für die Identitätsfeststellung und einschlägiger Vertrauensdienste 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 sowie anderer sicherer Verfahren zur Identifizierung aus der 
Ferne oder auf elektronischem Weg nach Maßgabe des § 6 Abs. 4,“ eingefügt. 

17. Dem § 24 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Beurteilung, welche Drittländer die Umsetzung der gemäß Abs. 1 erforderlichen Strategien 
und Verfahren nicht gestatten, hat die FMA etwaige rechtliche Beschränkungen zu berücksichtigen, durch 
die die ordnungsgemäße Umsetzung dieser Strategien und Verfahren behindert werden kann, 
einschließlich Beschränkungen in Bezug auf Geheimhaltungspflicht oder Datenschutz und andere 
Beschränkungen, die den Austausch von Informationen, die für diese Zweck relevant sein können, 
behindern.“ 

18. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Z 2 wird das Wort „und“ am Ende durch einen Beistrich ersetzt, in Z 3 das Wort „und“ am 
Ende angefügt und folgende Z 4 angefügt: 

 „4. Dienstleister gemäß § 2 Z 22“ 

b) Nach dem Abs. 6 werden folgende Abs. 7 und 8 angefügt: 

„(7) Bei Kredit- und Finanzinstituten, die Teil einer Gruppe sind, deren Mutterunternehmen seinen 
Sitz im Inland hat, hat die FMA die wirksame Umsetzung der gruppenweiten Strategien und Verfahren 
gemäß § 24 Abs. 1 zu beaufsichtigen. Zu diesem Zweck und in dem Fall, dass Kredit- und Finanzinstitute 
mit Sitz im Inland, die Teil einer Gruppe mit einem Mutterunternehmen mit Sitz in einem anderen 
Mitgliedstaat sind, hat die FMA mit den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten. 
Dies gilt auch im Hinblick auf Zweigstellen bzw. Zweigniederlassungen von Kredit- und 
Finanzinstituten, die Teil einer Gruppe sind. 
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(8) Die FMA ist nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetze und anderer Bundesgesetze zum 
Informationsaustausch und zur Amtshilfe mit anderen Behörden in Mitgliedstaaten und Drittländern, die 
den Aufgaben der FMA entsprechende Aufgaben wahrzunehmen haben, ermächtigt. Die FMA darf ein 
Ersuchen auf Informationsaustausch oder Amtshilfe nicht aus einem der folgenden Gründe ablehnen: 

 1. das Ersuchen berührt nach Ansicht der FMA auch steuerliche Belange; 

 2. die Verpflichteten, von denen diese Informationen stammen, unterliegen 
Geheimhaltungspflichten oder sind verpflichtet die Vertraulichkeit zu wahren, außer in den 
Fällen, in denen die Informationen, auf die sich das Ersuchen bezieht, durch ein 
Zeugnisverweigerungsrecht geschützt werden oder in denen eine Verschwiegenheitspflicht von 
Notaren, Rechtsanwälten, Verteidigern in Strafsachen, Wirtschaftsprüfern, Bilanzbuchhaltern, 
Steuerberatern, Wirtschaftstreuhändern oder sonstigen rechtsberatenden Berufen, sofern für diese 
eine Verschwiegenheitsverpflichtung gesetzlich vorgesehen ist, zur Anwendung kommt; 

 3. im Inland ist eine Ermittlung, eine Untersuchung oder ein Verfahren anhängig, es sei denn, die 
Ermittlung, die Untersuchung oder das Verfahren würde durch den Informationsaustausch oder 
die Amtshilfe beeinträchtigt; 

 4. Art und Stellung der ersuchenden zuständigen Behörde unterscheiden sich von Art und Stellung 
der FMA.“ 

19. § 31 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 3 Z 1 wird das Wort „und“ am Ende durch einen Beistrich ersetzt, in Z 2 entfällt der Punkt und 
es wird das Wort „und“ am Ende eingefügt und folgende Z 3 angefügt: 

 „3. die von der FMA vorgenommene Registrierung gemäß § 32a widerrufen.“ 

20. Nach dem § 32 werden folgende §§ 32a und 32b mit Überschrift eingefügt: 

„Registrierung von Dienstleistern von virtuellen Währungen 

§ 32a. (1) Beabsichtigt ein Dienstleister gemäß § 2 Z 22 im Inland seine Tätigkeit zu erbringen oder 
vom Inland aus seine Tätigkeiten anzubieten, so hat er zuvor bei der FMA eine Registrierung zu 
beantragen. Dem Antrag sind folgende Angaben und Unterlagen anzuschließen: 

 1. Der Name oder die Firma des Dienstleisters und sofern vorhanden der oder die Geschäftsleiter; 

 2. der Sitz des Unternehmens und die für Zustellungen maßgebliche Geschäftsanschrift; 

 3. eine Beschreibung des Geschäftsmodells, aus dem insbesondere die Art der beabsichtigten 
Dienstleistungen hervorgeht; 

 4. eine Beschreibung des internen Kontrollsystems, das der Antragsteller einzuführen beabsichtigt, 
sowie eine Beschreibung der geplanten Strategien und Verfahren, um die Anforderungen dieses 
Bundesgesetzes und der Verordnung (EU) 2015/847 zu erfüllen und 

 5. bei juristischen Personen zusätzlich die Identität und die Höhe des Beteiligungsbetrages der 
Eigentümer, die direkt oder indirekt eine qualifizierte Beteiligung gemäß Art. 4 Abs. 1 Nr. 36 der 
Verordnung (EU) 575/2013 am Antragsteller halten. 

(2) Zweifelt die FMA, dass aufgrund der Angaben und Unterlagen gemäß Abs. 1 Z 1 bis Z 5 die 
Anforderungen des FM-GwG erfüllt werden können oder hat die FMA Zweifel an der persönlichen 
Zuverlässigkeit des oder der Geschäftsleiter, der natürlichen Person, die eine qualifizierte Beteiligung hält 
(Abs. 1 Z 5) oder der natürlichen Person, die beabsichtigt als Dienstleister gemäß § 2 Z 22 tätig zu 
werden, darf keine Registrierung vorgenommen werden. 

(3) Änderungen der in Abs. 1 genannten Angaben hat der Dienstleister der FMA unverzüglich 
anzuzeigen. 

(4) Die Angaben gemäß Abs. 1 Z 1, 2 und 3 hat die FMA auf ihrer offiziellen Website zu 
veröffentlichen und laufend aktuell zu halten. 

§ 32b. Die FMA kann die Tätigkeit von Dienstleistern gemäß § 2 Z 22 ohne Registrierung gemäß 
§ 32a Abs. 1 untersagen. Zu diesem Zweck stehen der FMA die Befugnisse gemäß §§ 22b bis 22e 
FMABG zu.“ 

21. Nach dem § 32a wird folgender § 33 mit Überschrift eingefügt: 

„Berufsgeheimnis und Zusammenarbeit zwischen der FMA und anderen Behörden im Rahmen der 
Bekämpfung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung 

§ 33. (1) Unbeschadet von § 14 Abs. 2 FMABG unterliegen alle Personen, die für die FMA tätig 
sind oder waren und von der FMA beauftragte Wirtschaftsprüfer und Sachverständige dem 
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Berufsgeheimnis. Mit Ausnahme der vom Strafrecht erfassten Fälle dürfen vertrauliche Informationen, 
die die im ersten Satz genannten Personen in Ausübung ihrer Pflichten nach diesem Bundesgesetz 
erhalten, nur in zusammengefasster oder aggregierter Form weitergegeben werden, sodass einzelne 
Kredit- und Finanzinstitute nicht identifiziert werden können. 

(2) Abs. 1 steht einem Informationsaustausch und einer wechselseitigen Zusammenarbeit der FMA 
mit anderen Behörden in Mitgliedstaaten und Drittländern, die der FMA entsprechende Aufgaben 
wahrnehmen, insbesondere gemäß § 25 Abs. 4 bis 6 und§ 30, soweit dies für die Erfüllung der Aufgaben 
zur Verhinderung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung oder für andere gesetzliche Aufgaben 
im Rahmen der Aufsicht über den Finanzmarkt dienlich ist, nicht entgegen. Dies gilt ebenso für die 
Europäische Zentralbank, wenn sie im Einklang mit der Verordnung (EU) 1024/2013 tätig wird. Die 
FMA kann mit den anderen zuständigen Behörden, die Kredit- und Finanzinstitute gemäß der 
Richtlinie (EU) 2015/849 im Einklang mit dieser Richtlinie überwachen, und mit Unterstützung der 
Europäischen Aufsichtsbehörden, mit der Europäischen Zentralbank, wenn diese gemäß Art. 27 Abs. 2 
der Verordnung (EU) 1024/2013 und Art. 56 Unterabsatz 1 lit. g der Richtlinie 2013/36/EU handelt, eine 
Vereinbarung über die praktischen Modalitäten für den Informationsaustausch abschließen. 

(3) Die FMA darf vertrauliche Informationen, die sie im Rahmen des Informationsaustausches mit 
anderen Behörden erhält, nur für die folgenden Zwecke verwenden: 

 1. in Ausübung ihrer Pflichten nach diesem Bundesgesetz oder anderen nationalen oder 
europäischen Rechtsakten im Bereich der Bekämpfung der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung, der Finanzdienstleistungsaufsicht und der Beaufsichtigung von Kredit- 
und Finanzinstituten, einschließlich der Verhängung von Verwaltungsstrafen, 

 2. im Rahmen eines Verfahrens über ein Rechtsmittel gegen eine Entscheidung der FMA, 
einschließlich damit zusammenhängender Gerichtsverfahren, 

 3. im Rahmen eines Gerichtsverfahrens, das aufgrund besonderer Bestimmungen des Unionsrechts 
im Bereich der Richtlinie (EU) 2015/849 oder im Bereich der Finanzdienstleistungsaufsicht 
beziehungsweise Beaufsichtigung von Kredit- und Finanzinstituten eingeleitet wird. 

(4) Die FMA hat bei Beaufsichtigung der Kredit- und Finanzinstitute mit anderen zur 
Beaufsichtigung von Kredit- und Finanzinstituten zuständigen Behörden in anderen Mitgliedstaaten im 
größtmöglichen Umfang zusammenzuarbeiten. Eine solche Zusammenarbeit umfasst auch die Fähigkeit, 
innerhalb der Befugnisse der zuständigen Behörde, um deren Unterstützung ersucht wurde, im Namen der 
ersuchenden zuständigen Behörde Untersuchungen durchzuführen, und den anschließenden Austausch 
der im Rahmen solcher Untersuchungen gewonnen Informationen. 

(5) Die FMA kann im Rahmen der Beaufsichtigung der Kredit- und Finanzinstitute, vom 
Bundesminister für Finanzen ermächtigt werden, mit den zuständigen Behörden von Drittländern, die den 
Aufgaben der FMA entsprechende Aufgaben wahrzunehmen haben, Kooperationsvereinbarungen zwecks 
Zusammenarbeit und Austausch vertraulicher Informationen abzuschließen, soweit dies für die Zwecke 
der Aufsicht über den Finanzmarkt dienlich ist. Solche Kooperationsvereinbarungen dürfen nur auf Basis 
der Gegenseitigkeit geschlossen werden und nur dann, wenn gewährleistet ist, dass die zuständigen 
Behörden von Drittländern, an die Informationen übermittelt werden, zumindest den Anforderungen des 
Berufsgeheimnisses gemäß Abs. 1 unterliegen. Die gemäß diesen Kooperationsvereinbarungen 
ausgetauschten Informationen müssen der Erfüllung der aufsichtsrechtlichen Aufgaben dieser Behörden 
dienen. Informationen, die die FMA von einem anderen Mitgliedstaat oder Drittland erhalten hat, darf sie 
nur mit ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen Behörde, die diese Informationen mitgeteilt hat, und 
gegebenenfalls nur für Zwecke, denen diese Behörde zugestimmt hat, an eine Behörde in einem Drittland 
weitergeben. 

(6) Unter Berücksichtigung der Anwendung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und unter 
Berücksichtigung von beruflichen Verschwiegenheitsverpflichtungen kann die FMA für die Zwecke der 
Verhinderung von Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung Informationen mit folgenden 
Behörden austauschen: 

 1. der Bundesminister für Finanzen im Rahmen der Aufsicht über Bundeskonzessionäre gemäß § 14 
und § 21 GSpG und als Registerbehörde gemäß § 14 Abs. 1 WiEReG; 

 2. die zuständigen Landesbehörden im Rahmen der Aufsicht über Landesbewilligte für 
Glücksspielautomaten und Wettunternehmer nach Maßgabe landesrechtlicher Vorschriften; 

 3. die Rechtsanwaltskammer im Rahmen der Aufsicht über Rechtsanwälte; 

 4. die Notariatskammer im Rahmen der Aufsicht über Notare; 

 5. die Kammer der Wirtschaftstreuhänder im Rahmen der Aufsicht über Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater; 
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 6. der Präsident der Wirtschaftskammer Österreich im Rahmen der Aufsicht über Bilanzbuchhalter, 
Buchhalter und Personalverrechner gemäß § 1 BiBuG 2014; 

 7. die Bezirksverwaltungsbehörden im Rahmen der Aufsicht über Finanzinstitute, 
Handelsgewerbetreibende einschließlich Versteigerer, soweit sie Zahlungen von mindestens 
10 000 Euro in bar annehmen gemäß § 365m1 Abs. 2 Z 1 GewO, Immobilienmakler gemäß 
§ 365m1 Abs. 2 Z 2 GewO, Unternehmensberater gemäß § 365m1 Abs. 2 Z 3 GewO, 
Versicherungsvermittler gemäß § 365m1 Abs. 2 Z 4 GewO; 

Ebenso ist ein Austausch von Informationen mit Behörden in anderen Mitgliedstaaten oder Drittländern, 
die mit den in Z 1 bis 7 genannten Behörden vergleichbare Aufgaben wahrnehmen, zulässig, wenn 
gewährleistet ist, dass diese zumindest den Anforderungen an eine berufliche Geheimhaltungspflicht 
unterliegen, die jener gemäß Abs. 1 zumindest gleichwertig ist. 

(7) Ungeachtet des Abs. 1 und Abs. 3 kann die FMA Informationen mit Strafverfolgungsbehörden, 
den Staatsanwaltschaften und den Gerichten für strafrechtliche Zwecke und für die Zwecke der 
Verhinderung von Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung austauschen. Gemäß diesem Absatz 
ausgetauschte vertrauliche Informationen dürfen aber nur der Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der 
betreffenden Behörden dienen. Personen, die Zugang zu diesen Informationen haben, müssen den 
Anforderungen an eine berufliche Geheimhaltungspflicht unterliegen, die den in Abs. 1 genannten 
Anforderungen mindestens gleichwertig sind.“ 

22. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Z 9 wird das Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt, am Ende von Z 10 wird ein Beistrich 
angefügt und es wird die folgende Z 11 angefügt: 

 „11. § 11 Abs. 1 dritter Satz WiEReG (Sorgfaltspflichten bei der Feststellung und Überprüfung von 
wirtschaftlichen Eigentümern in Bezug auf Trusts und trustähnliche Vereinbarungen)“ 

b) Es nach dem Abs. 3 folgender Abs. 4 eingefügt: 

„(4) Wer gegen das Erfordernis einer Registrierung gemäß § 32a Abs. 1 verstößt, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist von der FMA mit einer Geldstrafe bis zu 200 000 Euro zu bestrafen.“ 

23. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) § 38 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“. 

b) In dem nunmehrigen § 38 Abs. 1 Z 7 wird nach der Wortfolge „juristische Person“ die folgende 
Wortfolge angefügt „und Verurteilungen wegen § 165 StGB (Geldwäscherei), § 278a StGB (kriminelle 
Organisation), § 278b StGB (terroristischen Vereinigung), § 278c StGB (terroristischen Straftat) oder der 
§ 278d StGB (Terrorismusfinanzierung) bei natürlichen Personen oder Verurteilungen wegen 
vergleichbarer Straftaten in anderen Mitgliedstaaten oder Drittstaaten“. 

c) Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 

„(2) Die FMA hat vor Verhängung einer Geldstrafe gemäß § 34 oder § 35 eine Strafregisterauskunft 
von der beschuldigten natürlichen Person oder von der oder den natürlichen Personen, die gemäß § 35 
allein oder als Teil eines Organs der juristischen Person gehandelt haben, einzuholen. Bestehen 
Anhaltspunkte, die einen Eintrag in einem Strafregister eines anderen Mitgliedstaates nahelegen, dann hat 
die FMA die Landespolizeidirektion Wien um die Einholung von Strafregisterauskünften aus dem oder 
den betreffenden Mitgliedstaaten zu ersuchen.“ 

23. In § 40 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Die FMA hat ein Verfahren zum Informationsaustausch und zur Zusammenarbeit gegen 
Bedrohungen, Vergeltungsmaßnahmen oder Anfeindungen oder nachteilige oder diskriminierende 
Maßnahmen im Beschäftigungsverhältnis, wie sie aufgrund der Meldung eines Verstoßes gegen 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes oder der Verordnung (EU) 2015/847 entstehen können, mit anderen 
relevanten Behörden, denen eine Rolle beim Schutz von Einzelpersonen zukommt, die der FMA 
entsprechende Verdachtsfälle melden, einzurichten. Das Verfahren zum Informationsaustausch und zur 
Zusammenarbeit hat mindestens Folgendes zu gewährleisten: 

 1. meldenden Personen stehen umfassende Informationen und Beratungen zu den nach nationalem 
Recht verfügbaren Rechtsbehelfen und Verfahren zum Schutz vor Bedrohungen, 
Vergeltungsmaßnahmen oder Anfeindungen oder nachteiligen oder diskriminierenden 
Maßnahmen im Beschäftigungsverhältnis zur Verfügung, einschließlich der Verfahren zur 
Einforderung einer finanziellen Entschädigung; 
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 2. meldende Personen erhalten von den zuständigen Behörden wirksame Unterstützung gegenüber 
anderen relevanten Behörden, die an ihrem Schutz vor Benachteiligung beteiligt sind, 
einschließlich der Bestätigung bei arbeitsrechtlichen Streitigkeiten, dass die Einzelperson als 
Informant auftritt.“ 

24. Nach dem § 43 Abs. 3 wird folgender § 43 Abs. 4 eingefügt: 

„(4) § 3 Abs. 1, 3, 8 und 9 und § 38 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. § 1, § 2 
Z 21, § 3 Abs. 2, Abs. 3 Z 5 bis 8, Abs. 5 und 7, § 6 Abs. 1 Z 1 und 2, § 7 Abs. 1, 6 und 11, § 9 Abs. 1 
und 3, §9a samt Überschrift, § 10, § 12 Abs. 2, § 13 Abs. 2, § 16 Abs. 2, § 18 samt Überschrift, § 19 
Abs. 2 und 3, § 20 Abs. 3 Z 2, § 21 Abs. 1 Z 1, § 24 Abs. 5, § 25 Abs. 1 Z 2 bis 4, Abs. 7 und 8, § 31 
Abs. 3 Z 1 bis 3, § 32b, § 33 samt Überschrift, § 34 Abs. 1 Z 9 bis 11, § 34 Abs. 4, § 40 Abs. 4 und § 44 
Abs. 2 Z 4 bis 7 Abs. 3 Z 5 und 8 bis 11 sowie Z 1 lit. f und g und Z 2 lit. c in Anlage II und Z 2 lit. e und 
f in Anlage III sowie die Änderungen des Inhaltsverzeichnis zu § 9a, § 32a und § 33 treten mit 10. Jänner 
2020 in Kraft. § 46 samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 37/2018 sowie der 
Eintrag zu § 46 im Inhaltsverzeichnis treten mit Ablauf des 31. Jänner 2020 außer Kraft. § 2 Z 22 und 
§ 32a samt Überschrift treten am 1. Oktober 2019 mit der Maßgabe in Kraft, dass die Verpflichtung zur 
Registrierung mit 10. Jänner 2020 eintritt. Dienstleister gemäß § 2 Z 22 können ab dem 1. Oktober 2019 
einen Antrag auf Registrierung gemäß § 32a bei der FMA stellen. Die FMA darf die Registrierung gemäß 
§ 32a und die Veröffentlichung auf der Homepage gemäß § 32a Abs. 4 mit 1. Dezember 2019 
vornehmen.“ 

25. § 44 wird wie folgt geändert: 

a.) In Abs. 2 Z 4 wird das Wort „und“ am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt, außerdem wird in Z 5 der 
Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 und 7 eingefügt: 

 „6. Richtlinie 2013/36/EU über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die 
Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG, ABl. Nr. L 176 
vom 27.06.2013 S. 338, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2018/843 ABl. Nr. L 156 vom 
19.06.2018, S. 43 und 

 7. Richtlinie 2011/16/EU über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der 
Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG ABl. Nr. L 64 vom 11.03.2011, 
zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2016/2258 ABl. Nr. L 342 vom 16.12.2016, S. 1.“ 

b.) In Abs. 3 Z 5 wird das Wort „und“ am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt, außerdem wird in Z 8 der 
Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 9 bis 11 eingefügt: 

 „9. Verordnung (EU) Nr. 910/2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für 
elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG, 
ABl. Nr. L 257 vom 28.8.2014 S. 73; 

 10. Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit 
der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank, ABl. Nr. L 287 vom 
29.10.2013 S. 63 und 

 11. Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über Aufsichtsanforderungen an 
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 646/2012, 
ABl. Nr. L 176 vom 27.06.2013, S. 1, zuletzt geändert durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2018/405 ABl. Nr. L 74 vom 16.03.2018.“ 

26. § 46 samt Überschrift entfällt. 

27. In Anlage II Z 3 wird nach der Wortfolge „geographischer Hinsicht“ ein Gedankenstrich sowie 
folgende Wortfolge „Registrierung, Niederlassung, Wohnsitz in“ eingefügt. 

28. Anlage III wird wie folgt geändert: 

a) In Z 1 wird in der lit. f der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und nach dem lit. f folgende lit. g 
eingefügt: 

 „g) der Kunde ist ein Drittstaatsangehöriger, der Aufenthaltsrechte oder die Staatsbürgerschaft 
eines Mitgliedstaats im Austausch gegen die Übertragung von Kapital, den Kauf von 
Immobilien oder Staatsanleihen oder Investitionen in Gesellschaften in diesem Mitgliedstaat 
beantragt;“ 
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b) In Z 2 lit. c wird die Wortfolge „wie z. B. elektronische Unterschriften“ durch die Wortfolge 
„einschließlich elektronischer Mittel für die Identitätsfeststellung und einschlägiger Vertrauensdienste 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 und anderer sicherer Verfahren zur Identifizierung aus der 
Ferne oder auf elektronischem Weg nach Maßgabe des § 6 Abs. 4“ ersetzt. 

c) In Z 2 wird in der lit. e der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und nach dem lit. e folgende lit. f 
eingefügt: 

 „f) Transaktionen in Bezug auf Öl, Waffen, Edelmetalle, Tabakerzeugnisse, Kulturgüter und 
andere Artikel von archäologischer, historischer, kultureller oder religiöser Bedeutung oder 
von außergewöhnlichem wissenschaftlichen Wert sowie Elfenbein und geschützte Arten;“ 

Artikel 3 

Änderung des Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetzes 

Das Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz – WiEReG, BGBl. I Nr. 136/2017, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 62/2018, wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 

a) Nach dem Eintrag zu § 5 wird folgender Eintrag eingefügt: 

„§ 5a. Übermittlung der Dokumente über die Anwendung der Sorgfaltspflichten zur 
Feststellung und Überprüfung der Identität von wirtschaftlichen Eigentümern 
(Compliance-Package)“ 

b) Der Eintrag zu § 10 lautet wie folgt: 

„§ 10. Öffentliche Einsicht“ 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) § 1 Abs. 2 Z 17 und Z 18 lauten wie folgt: 

 „17. Trusts gemäß Abs. 3, wenn sie vom Inland aus verwaltet werden, oder falls sich die Verwaltung 
nicht im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat befindet, wenn im Namen der trustähnlichen 
Vereinbarung im Inland eine Geschäftsbeziehung aufgenommen wird oder Liegenschaften 
erworben werden. Eine Verwaltung im Inland liegt insbesondere dann vor, wenn der Trustee 
seinen Wohnsitz bzw. Sitz im Inland hat; 

 18. trustähnliche Vereinbarungen; das sind andere Vereinbarungen, wie beispielsweise Fiducie, 
Fideicomiso oder Treuhandschaften sofern diese in Funktion oder Struktur mit einem Trust 
vergleichbar sind und vom Inland aus verwaltet werden, oder falls sich die Verwaltung nicht im 
Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat befindet, wenn im Namen der trustähnlichen 
Vereinbarung im Inland eine Geschäftsbeziehung aufgenommen wird oder Liegenschaften 
erworben werden. Eine Verwaltung im Inland liegt insbesondere dann vor, wenn der mit einem 
Trustee vergleichbare Gewalthaber (Treuhänder) seinen Wohnsitz bzw. Sitz im Inland hat.“ 

b) Dem § 1 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) Der Bundesminister für Finanzen hat die Kategorien, eine Beschreibung der Merkmale, die 
Namen und allenfalls die Rechtsgrundlage der in § 1 Abs. 2 Z 17 und 18 genannten Trusts und 
trustähnlichen Vereinbarungen, sofern diese nach inländischen Recht eingerichtet werden können, 
jährlich an die Europäische Kommission zu übermitteln.“ 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) § 2 Z 2 lit. a lautet: 

 „a) der/die Settlor/Trustor(en);“ 

b) § 2 Z 2 lit. c lautet: 

 „c) der/die Protektor(en), sofern vorhanden;“ 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In § 3 Abs. 2 wird der Satz „Durch die Übermittlung eines vollständigen Compliance-Packages für 
einen Rechtsträger gilt diese Verpflichtung als erfüllt.“ angefügt. 
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b) In § 3 Abs. 4 entfällt die auf die Wortfolge „Dieser oder Diese“ folgende Wortfolge „hat insbesondere“ 
und nach der Wortfolge „Dieser oder diese“ wird die Wortfolge „haben gegenüber Verpflichteten, wenn 
diese Sorgfaltspflichten gegenüber ihren Kunden anwenden, ihren Status offenzulegen und die Angaben 
über Ihre wirtschaftlichen Eigentümer zeitnah bei Aufnahme einer Geschäftsbeziehung oder bei 
Durchführung einer gelegentlichen Transaktion oberhalb der Schwellenwerte zu übermitteln. Sie haben 
weiters“ eingefügt. 

c) § 3 Abs. 5 lautet wie folgt: 

„(5) Die Verpflichtung zur Eintragung im Ergänzungsregister und zur Meldung der wirtschaftlichen 
Eigentümer gemäß § 5 entfällt, wenn ein Trusts oder eine trustähnliche Vereinbarung, der auch von einem 
anderen Mitgliedstaat aus verwaltet wird, in einem Register gemäß Art. 31 der Richtlinie (EU) 2015/849 
eines anderen Mitgliedstaates eingetragen ist. Dies gilt ebenso bei Trusts oder trustähnlichen 
Vereinbarungen, bei denen sich die Verwaltung nicht im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat 
befindet, wenn dieser oder diese in einem Register gemäß Art. 31 der Richtlinie (EU) 2015/849 eines 
anderen Mitgliedstaates eingetragen ist und für diesen oder diese im Inland keine Liegenschaften 
erworben wurden. Nach Nachweis der Registrierung kann der Trust oder die trustähnliche Vereinbarung 
im Ergänzungsregister beendet werden.“ 

5. In § 4 wird nach der Wortfolge „Eigentümer und wirtschaftliche Eigentümer von Rechtsträgern“ der 
Klammerausdruck „(einschließlich von Anteilen an Aktien und Inhaberaktien, Stimmrechten, 
Beteiligungen oder anderen Formen von Kontrolle)“ eingefügt. 

6. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In § 5 Abs. 1 Z 3 lit. a wird der Klammerausdruck „(unter Angabe ob ein Treuhandschaftsverhältnis 
vorliegt und ob der wirtschaftliche Eigentümer Treuhänder oder Treugeber ist)“ durch den 
Klammerausdruck „(unter Angabe des Anteils auf den Kontrolle ausgeübt wird und unter Angabe ob ein 
relevantes Treuhandschaftsverhältnis vorliegt und ob der wirtschaftliche Eigentümer Treuhänder oder 
Treugeber ist)“ ersetzt. 

b) In § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b wird am Ende der Strichpunkt entfernt und die Wortfolge „und ob kein 
wirtschaftlicher Eigentümer vorhanden ist oder ob nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten die 
wirtschaftlichen Eigentümer nicht festgestellt und überprüft werden konnten;“ eingefügt. 

c) § 5 Abs. 1 Z 4 lautet: 

 „4. bei Meldungen durch einen berufsmäßigen Parteienvertreter (§ 9 Abs. 1 Z 6 bis 10), die Angabe, 

 a) ob die wirtschaftlichen Eigentümer durch den berufsmäßigen Parteienvertreter gemäß den 
Anforderungen dieses Bundesgesetzes festgestellt und überprüft wurden, 

 b) ob ein Compliance-Package (§ 5a) übermittelt wird und bejahendenfalls, ob dessen Inhalt von 
allen Verpflichteten oder nur auf Anfrage eingesehen werden kann (eingeschränktes 
Compliance-Package). Im Falle eines eingeschränkten Compliance-Packages, gegebenenfalls 
ob bestimmten Verpflichteten Einsicht gewährt werden soll und 

 c) einer E-Mailadresse des berufsmäßigen Parteienvertreters und allenfalls des Rechtsträgers für 
Rückfragen im Zusammenhang mit einer Meldung oder einem Compliance-Packages sowie 
für Anfragen im Zusammenhang mit der Freigabe eines eingeschränkten Compliance-
Packages.“ 

d) Dem Schlussteil des § 5 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Bei Daten des Rechtsträgers selbst, die im jeweiligen Stammregister eingetragen sind, ist jedenfalls 
Kenntnis ab deren Eintragung im jeweiligen Stammregister anzunehmen. Entfalten Umstände bereits vor 
Eintragung in das Stammregister eine Wirkung auf die wirtschaftlichen Eigentümer eines Rechtsträgers, 
so ist auf den Beginn der Wirksamkeit abzustellen. Bei Vorliegen einer Meldebefreiung gemäß § 6 
entfällt die Verpflichtung zur Meldung der Änderungen, wenn die Eintragung im jeweiligen 
Stammregister binnen vier Wochen beantragt wird. Rechtsträger, die nicht gemäß § 6 von der 
Meldepflicht befreit sind, haben binnen vier Wochen nach der Durchführung der jährlichen Überprüfung 
gemäß § 3 Abs. 3 die Änderungen zu melden oder die gemeldeten Daten zu bestätigen.“ 
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7) Nach § 5 wird § 5a eingefügt und lautet samt Überschrift wie folgt: 

„Übermittlung der Dokumentation über die Anwendung der Sorgfaltspflichten zur Feststellung 
und Überprüfung der Identität von wirtschaftlichen Eigentümern (Compliance-Package) 

§ 5a. (1) Ein berufsmäßiger Parteienvertreter kann, wenn er die wirtschaftlichen Eigentümer eines 
Rechtsträgers gemäß den Anforderungen dieses Bundesgesetzes festgestellt und überprüft hat, alle für die 
Feststellung und Überprüfung der Identität der wirtschaftlichen Eigentümer erforderlichen Informationen, 
Daten und Dokumente im elektronischen Wege über das Unternehmensserviceportal an die 
Registerbehörde übermitteln (Compliance-Package). Hiebei sind jedenfalls die folgenden Informationen, 
Daten und Dokumente im elektronischen Wege über das Unternehmensserviceportal an die 
Registerbehörde zu übermitteln: 

 1. ein Organigramm, aus dem sich die relevante Eigentums- und Kontrollstruktur ergibt; 

 2. für den meldenden Rechtsträger selbst, 

 a) bei offenen Gesellschaften, Kommanditgesellschaften und Europäischen wirtschaftlichen 
Interessensvereinigungen der Gesellschaftsvertrag bzw. das Gründungsdokument oder ein 
anderer Nachweis über die Beteiligungsverhältnisse; 

 b) bei Aktiengesellschaften und Europäischen Gesellschaften (SE) ein Nachweis über für das 
wirtschaftliche Eigentum relevante Anteilsrechte und Aktien sowie die Satzung, soweit sich 
aus dieser abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse ergeben; 

 c) bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung der Gesellschaftsvertrag, soweit sich aus diesem 
von den Beteiligungsverhältnissen abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse 
ergeben; 

 d) bei Privatstiftungen gemäß § 1 PSG die Stiftungsurkunde sowie die Stiftungszusatzurkunde 
und alle weiteren Nachweise, die für die Feststellung und Überprüfung aller Begünstigten der 
Privatstiftung gemäß diesem Bundesgesetz notwendig sind; 

 e) bei Stiftungen und Fonds gemäß § 1 BStFG 2015 und bei aufgrund eines Landesgesetzes 
eingerichteten Stiftungen und Fonds die Stiftungsurkunde; 

 f) bei Trusts und trustähnlichen Vereinbarungen die Trusturkunde, sonstige Dokumente, aus 
denen sich Begünstigte des Trusts ergeben, und alle weiteren Nachweise, die für die 
Feststellung und Überprüfung aller Begünstigten des Trusts oder der trustähnlichen 
Vereinbarung gemäß diesem Bundesgesetz notwendig sind; 

 g) Nachweise und Erklärungen, aufgrund derer sich allfällige, für die Stellung als 
wirtschaftlicher Eigentümer gemäß diesem Bundesgesetz relevante Treuhandschaften ergeben; 

 h) sonstige Nachweise und Dokumente, die für die Feststellung und Überprüfung der 
wirtschaftlichen Eigentümer des Rechtsträgers erforderlich sind; solche sind insbesondere 
dann erforderlich, wenn relevante Stimmrechte vorliegen, die von der jeweiligen Beteiligung 
oder dem Anteil von Aktien abweichen oder wenn andere Kontrollverhältnisse vorliegen, die 
für die Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer relevant sind und diese 
nicht bereits von lit. a bis g erfasst sind; 

 i) eine firmenmäßig gezeichnete Bestätigung der Geschäftsführung des Rechtsträgers, dass alle 
zur Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer erforderlichen Dokumente 
an den berufsmäßigen Parteienvertreter übermittelt wurden und keine von der Meldung 
abweichenden Stimmrechte, Kontroll- oder Treuhandschaftsbeziehungen bestehen. 

 3. für relevante inländische übergeordnete Rechtsträger sind die in Z 2 lit. a bis h genannten 
Dokumente zu übermitteln. Sofern Dokumente zu übermitteln sind, ist die Stammzahl des 
übergeordneten inländischen Rechtsträgers anzugeben. Wenn für einen obersten Rechtsträger mit 
Sitz im Inland ein gültiges Compliance-Package im Register im Zeitpunkt der Meldung 
gespeichert ist, entfällt die Verpflichtung zur Übermittlung der Dokumente für diesen obersten 
Rechtsträger gemäß dieser Ziffer, wenn die Stammzahl dieses obersten Rechtsträgers und der 
Umstand gemeldet wird, dass auf dieses Compliance-Package verwiesen wird. In diesem Fall ist 
nur der Umstand, dass auf dieses Compliance-Package verwiesen wird, Bestandteil der Meldung. 

 4. für ausländische übergeordnete Rechtsträger, die für das wirtschaftliche Eigentum am 
Rechtsträger relevant sind, die Angabe des Namens, der Stammzahl, der Rechtsform und des 
Sitzlandes sowie jene am Sitz des übergeordneten Rechtsträgers gemäß dem landesüblichen 
Rechtsstandard verfügbaren 

 a) Nachweise, die für die Überprüfung der Existenz einer juristischen Person im Sitzland 
vorgesehen sind; 
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 b) Nachweise, die zum Zwecke der Überprüfung der Eigentumsverhältnisse im Sitzland 
vorgesehen sind; 

 c) Gesellschaftsverträge, Statuten und dergleichen, soweit sich von lit. b abweichende 
Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse ergeben; 

 d) Nachweise und Erklärungen, aufgrund derer sich allfällige, für die Stellung als 
wirtschaftlicher Eigentümer gemäß diesem Bundesgesetz relevante Treuhandschaften ergeben 
und die für die Feststellung und Überprüfung dieser wirtschaftlichen Eigentümer notwendig 
sind; dies unabhängig von den aufgrund der landesüblichen Rechtsstandards verfügbaren 
Nachweisen; 

 e) sonstige Nachweise und Dokumente, die für die Feststellung und Überprüfung der 
wirtschaftlichen Eigentümer des Rechtsträgers erforderlich sind; solche Nachweise sind 
insbesondere dann erforderlich, wenn relevante Stimmrechte vorliegen, die von der jeweiligen 
Beteiligung oder dem Anteil an Aktien abweichen oder wenn andere Kontrollverhältnisse 
vorliegen, die für die Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer relevant 
sind und nicht bereits gemäß lit. a bis d übermittelt werden. 

Wenn für einen Rechtsträger mit Sitz im Inland, der sich auf der letzten inländischen Ebene einer 
Eigentums- oder Kontrollkette befindet, ein gültiges Compliance-Package gespeichert wurde, 
entfällt die Verpflichtung zur Übermittlung der Dokumente gemäß dieser Ziffer für jene 
relevanten Rechtsträger mit Sitz im Ausland, deren Dokumente in diesem Compliance-Package 
enthalten sind, wenn die Stammzahl dieses Rechtsträgers und der Umstand gemeldet wird, dass 
auf dieses Compliance-Package verwiesen wird. In diesem Fall ist nur der Umstand, dass auf 
dieses Compliance-Package verwiesen wird, Bestandteil der Meldung. 

(2) Soweit es sich bei den Dokumenten um Urkunden handelt, muss es sich um beweiskräftige 
Urkunden handeln, die gemäß dem am Sitz der juristischen Personen landesüblichen Rechtsstandard 
verfügbar sind. Befindet sich der Sitz eines relevanten übergeordneten ausländischen Rechtsträgers in 
einem Drittland mit hohem Risiko (§ 2 Z 16 FM-GwG) oder bestehen Zweifel an der Echtheit einer 
Urkunde, dann müssen die betreffenden Urkunden dem berufsmäßigen Parteienvertreter im Original oder 
in einer beglaubigten Kopie vorliegen. Nach erfolgter Prüfung sind Kopien der vorgelegten 
Originaldokumente anzufertigen, mit dem Vermerk „Original vorgelegt am: Datum und Paraphe“ zu 
versehen und an das Register zu übermitteln. Originaldokumente können an den Rechtsträger retourniert 
werden. Sofern Dokumente nicht in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sind, so sind zusätzlich 
zum Originaldokument beglaubigte Übersetzungen des Dokuments oder jedenfalls der relevanten Teile in 
deutscher oder englischer Sprache zu übermitteln. 

(3) Bestehen berechtigte Gründe gegen eine Übermittlung einer Urkunde an das Register, so kann 
anstelle der Übermittlung der Urkunde, ein vollständiger Aktenvermerk an das Register übermittelt 
werden, wenn der berufsmäßige Parteienvertreter, der die wirtschaftlichen Eigentümer des Rechtsträgers 
festgestellt und überprüft hat, Einsicht in die Urkunde genommen und diesen Aktenvermerk angefertigt 
hat. Ein vollständiger Aktenvermerk hat Folgendes zu enthalten: 

 1. Datum und Ort der Einsichtnahme, 

 2. Vorname, Nachname, Geburtsdatum und Unterschrift der die Einsicht vornehmenden Person, 

 3. genaue Bezeichnung des eingesehenen Dokumentes und von wem das Dokument in welcher 
Funktion errichtet oder ausgestellt und unterzeichnet wurde, 

 4. eine Beschreibung des Inhalts des Dokumentes und eine Zusammenfassung aller für das 
wirtschaftliche Eigentum am Rechtsträger relevanten Teile des Dokumentes. 

Die Übermittlung von Aktenvermerken anstelle von Dokumenten ist nicht zulässig, wenn sich der Sitz 
des Ausstellers des Dokumentes, der Sitz einer der Vertragsparteien, die das Dokumente errichtet haben, 
oder der Sitz des Rechtsträges den das Dokument betrifft in einem Drittland mit hohem Risiko (§ 2 Z 16 
FM-GwG) befindet. 

(4) Die Dokumente müssen im Zeitpunkt der Übermittlung an das Register aktuell sein. Auszüge aus 
ausländischen Handels-, Gesellschafts- oder Trustregistern und die Bestätigung der Geschäftsführung des 
Rechtsträgers gemäß Abs. 1 Z 2 lit. i dürfen bei Meldungen und Änderungsmeldungen nicht älter als 6 
Wochen sein. Ältere Dokumente dürfen nur in begründeten Ausnahmefällen gemeinsam mit den Gründen 
dafür übermittelt werden. 

(5) Die übermittelten Informationen, Daten und Dokumente sind für die Zwecke der Verhinderung 
der Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung zu speichern und sind fünf Jahre nach der letzten 
Meldung, bei der ein Compliance-Package übermittelt wurde, zu löschen. Das Compliance-Package ist 
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für die Dauer von zwölf Monaten nach der letzten Meldung, bei der ein Compliance-Package gemäß 
Abs. 1 oder Abs. 6 übermittelt wurde, gültig. 

(6) Der berufsmäßige Parteienvertreter, der das Compliance-Package übermittelt hat, kann eine 
Änderungsmeldung zu einem bestehenden Compliance-Package übermitteln, durch die die Gültigkeit des 
Compliance-Package um weitere zwölf Monate verlängert wird. Bei dieser Meldung hat der berufsmäßige 
Parteienvertreter die Vollständigkeit des Compliance-Package gemäß Abs. 1 und die Aktualität aller 
Dokumente gemäß Abs. 4 zu überprüfen und zu bestätigen. 

(7) Der berufsmäßige Parteienvertreter, der das Compliance-Package übermittelt hat, kann eine 
Ergänzung zu einem bestehenden gültigen Compliance-Package übermitteln, bei der zusätzliche 
Dokumente übermittelt oder bereits übermittelte Dokumente gelöscht werden können, das Compliance-
Package eingeschränkt oder die Einschränkung aufgehoben werden kann und festgelegt werden kann, 
welchen Verpflichteten in ein eingeschränktes Compliance-Package Einsicht gewährt werden soll, ohne 
dass jedoch Änderungen bei den gemeldeten wirtschaftlichen Eigentümer vorgenommen werden können. 
Bei jeder Ergänzung hat der berufsmäßige Parteienvertreter die Aktualität der zusätzlich übermittelten 
Dokumente zu prüfen und zu bestätigen. Die Dauer der Gültigkeit des Compliance-Package gemäß 
Abs. 5 ändert sich durch die Ergänzung nicht. 

(8) Der berufsmäßige Parteienvertreter hat bei der Übermittlung der Dokumente im Rahmen des 
Compliance-Packages an das Register zu erklären, dass der Rechtsträger gegenüber diesem bestätigt hat, 
dass die erforderlichen Einwilligungserklärungen, die den Anforderungen des Art. 7 der 
Verordnung (EU) 2016/679 entsprechen, und die Freigabe zur Übermittlung des Compliance-Packages 
vorliegen.“ 

8. In § 7 Abs. 3 wird die Zahl „10“durch das Wort „zehn“ ersetzt und nach der Wortfolge „ab dem Ende 
seines wirtschaftlichen Eigentümers an der Gesellschaft“ die Wortfolge „und die Daten eines 
Rechtsträgers nach Ablauf von zehn Jahren nach der Beendigung des Rechtsträgers im Register der 
wirtschaftlichen Eigentümer“ eingefügt. 

9. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In § 9 Abs. 1 wird am Ende der Z 15 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und die folgende Z 16 
angefügt: 

 „16. Dienstleister in Bezug auf virtuelle Währungen gemäß § 2 Z 22 FM-GwG.“ 

b) In § 9 Abs. 2 wird nach der Wortfolge „für die Zwecke der Beratung ihrer Mandanten“ die Wortfolge 
„und genossenschaftliche Revisionsverbände für die Zwecke der Beratung ihrer Mitglieder jeweils“ 

c) In § 9 Abs. 3 wird nach der Wortfolge „Die Einsicht in die gemäß § 5 Abs. 2 übermittelten 
Dokumente“ die Wortfolge „und das zu einem Rechtsträger gespeicherte gültige Compliance-Package“ 
eingefügt und es wird der folgende letzte Satz „Für die Zwecke dieses Absatzes kann auch ein Webservice 
des Unternehmensserviceportals verwendet werden.“ angefügt. 

d) In § 9 Abs. 4 werden nach Z 7 folgende Z 7a bis 7c eingefügt: 

 „7a. die Angabe, ob die wirtschaftlichen Eigentümer durch einen berufsmäßigen Parteienvertreter 
festgestellt und überprüft wurden; 

 7b. die Angabe, ob ein gültiges Compliance-Package für den Rechtsträger eingesehen werden kann; 

 7c. die Angabe, ob nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten die wirtschaftlichen Eigentümer nicht 
festgestellt und überprüft werden konnten;“ 

e) § 9 Abs. 5 Z 2 lautet wie folgt: 

 „2. die Angabe der Daten gemäß Abs. 4 Z 5 lit. a bis d und g zu den vertretungsbefugten Personen 
des Rechtsträgers, soweit diese im Register gespeichert sind und zu den errechneten 
wirtschaftlichen Eigentümer und die Angabe der Daten gemäß Abs. 4 Z 6 lit. f zu den 
errechneten obersten Rechtsträger;“ 

f) In § 9 werden nach Abs. 5 folgende Abs. 5a und 5b eingefügt: 

„(5a) Wird ein erweiterter Auszug aus dem Register angefordert, kann der Verpflichtete in ein 
hochgeladenes Compliance-Package Einsicht nehmen und die darin gespeicherten Dokumente 
herunterladen. Wenn in dem Compliance-Package auf ein anderes Compliance-Package verwiesen wird, 
dann kann auch für den Rechtsträger auf den verwiesen wird, ein erweiterter Auszug angefordert werden 
und in dessen Compliance-Package Einsicht genommen werden. Wenn das Compliance-Package oder ein 
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verwiesenes Compliance-Package nur auf Anfrage zur Verfügung gestellt wurde, und dem Verpflichteten 
nicht bereits bei der Meldung Einsicht gewährt wurde, kann der Verpflichtete die Einsicht in das 
betreffende Compliance-Package über das Unternehmensserviceportal unter Angabe von Gründen und 
eine E-Mailadresse anfragen. Diesfalls ist der Rechtsträger und der berufsmäßige Parteienvertreter, der 
die letzte Meldung abgegeben hat, über das Unternehmensserviceportal im elektronischen Weg über die 
Anfrage unter Angabe des Namens und der Stammzahl des anfragenden Verpflichteten sowie der Gründe 
für die Anfrage zu informieren. Der Rechtsträger selbst oder der berufsmäßige Parteienvertreter können 
sodann das Compliance-Package binnen zwei Wochen für den anfragenden Verpflichteten für die Dauer 
von vier Wochen freigeben. Erfolgt keine Freigabe binnen zwei Wochen, wird die Anfrage automatisch 
abgelehnt. Der anfragende Verpflichtete ist im elektronischen Weg über eine Freigabe oder eine 
Ablehnung seiner Anfrage zu informieren. Die im Compliance-Package enthaltenen Dokumente darf der 
Verpflichtete im Rahmen der Anwendung der Sorgfaltspflichten zur Verhinderung der Geldwäscherei 
und Terrorismusfinanzierung verwenden. 

(5b) Wenn der wirtschaftliche Eigentümer durch einen berufsmäßigen Parteienvertreter festgestellt 
und überprüft wurde, dann ist dem Verpflichteten nach der Einsicht in das Register über das 
Unternehmensserviceportal die Möglichkeit einer Kontaktaufnahme mit dem berufsmäßigen 
Parteienvertreter und allenfalls auch dem Rechtsträgers im elektronischen Weg einzuräumen.“ 

g) In § 9 wird nach Abs. 8 folgender Abs. 9 eingefügt: 

„(9) Die Bundesanstalt Statistik Österreich hat täglich über eine Schnittstelle die Stammzahlen jener 
Rechtsträger zum Abruf bereitzustellen, bei denen Folgendes zutrifft (Änderungsdienst): 

 1. eine Meldung gemäß § 5 Abs. 1, Abs. 5 oder § 6 wurde eingetragen, 

 2. eine Meldung gemäß § 5 Abs. 1, Abs. 5 oder § 6 wurde eingetragen, die zu einer Veränderung 
der in Abs. 4 Z 5 lit. a, f oder g sowie in Z 6 lit. a, f, g oder h gespeicherten Daten führt oder bei 
der ein neues Dokument gemäß § 5a Abs. 1 oder 6 übermittelt wurde (Compliance-Package), 

 3. eine Ergänzung des Compliance-Packages gemäß § 5a Abs. 7 wurde übermittelt oder 

 4. bei einem Rechtsträger, der eine Meldung gemäß § 5 abgegeben hat, ist diese Meldung in vier 
Wochen länger als ein Jahr aufrecht (Eintritt der jährlichen Meldepflicht) oder ein Rechtsträger 
fällt nicht mehr unter den Anwendungsbereich von § 6.“ 

10. § 10 lautet samt Überschrift wie folgt: 

„Öffentliche Einsicht 

§ 10. Im elektronischen Wege kann von jedermann ein mit einer Amtssignatur der Registerbehörde 
versehener öffentlicher Auszug aus dem Register angefordert werden. Dieser Auszug enthält folgende 
Angaben: 

 1. die Angaben gemäß § 9 Abs. 4 Z 1 bis 3 über den Rechtsträger und gemäß § 9 Abs. 4 Z 5 lit. a 
bis c über direkte wirtschaftliche Eigentümer und die Angaben gemäß § 9 Abs. 4 Z 6 lit. a bis c 
über indirekte wirtschaftliche Eigentümer sowie jeweils das Wohnsitzland und 

 2. im Hinblick auf Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses die Angabe, ob dieses durch 

 a) eine Kapitalbeteiligung begründet wird, wenn ein Fall des § 2 Z 1 lit. a aufgrund des 
Vorliegens von Eigentum gegeben ist, 

 b) die Zugehörigkeit zur Führungsebene begründet wird, wenn ein Fall des § 2 Z 1 lit. b vorliegt, 

 c) die Ausübung einer Funktion vermittelt wird, wenn ein Fall des § 2 Z 2 lit. a bis d, des § 2 Z 3 
lit. a sublit. aa bis cc oder des § 2 Z 3 lit. b sublit. aa bis cc vorliegt oder 

 d) Kontrolle vermittelt wird, wenn ein Fall des § 2 Z 1 lit. a aufgrund des Vorliegens von 
Kontrolle gegeben ist, ein Fall des § 2 Z 2 lit. e, des § 2 Z 3 lit. a sublit. dd oder des § 2 Z 3 
lit. b sublit. dd vorliegt.“ 

11. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) § 11 Abs. 1 zweiter und dritter Satz lauten: 

„Der Auszug aus dem Register gemäß § 9 Abs. 4 und gemäß § 10 Abs. 1 kann zur Feststellung der 
wirtschaftlichen Eigentümer, nicht aber zur Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer herangezogen 
werden. Vor Begründung einer Geschäftsbeziehung mit einem Trust oder einer trustähnlichen 
Vereinbarung und im Zuge der Anwendung der Sorgfaltspflichten gegenüber bestehenden Kunden auf 
risikoorientierter Grundlage haben sich die Verpflichteten nachweislich zu vergewissern, dass der Trust 
bzw. die trustähnliche Vereinbarung im Register eingetragen ist. “ 
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b) In § 11 wird nach dem Abs. 2 der folgende Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) Ein Verpflichteter kann die wirtschaftlichen Eigentümer eines Kunden auf Basis eines 
erweiterten Auszuges feststellen und im Rahmen der Überprüfung der Identität des wirtschaftlichen 
Eigentümers auf die in einem vollständigen und gültigen Compliance-Package enthaltenen Dokumente 
und Nachweise zurückgreifen, sofern ihm aufgrund der risikoorientierten Anwendung der 
Sorgfaltspflichten keine Anhaltspunkte vorliegen, die ihn an der Richtigkeit der Meldung oder der 
Echtheit und Richtigkeit der im Compliance-Package enthaltenen Dokumente und Nachweise zweifeln 
lassen.“ 

c) Abs. 3 lautet: 

„(3) Stellt ein Verpflichteter bei Anwendung seiner Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden fest, dass 
für einen Kunden, der ein Rechtsträger im Sinne dieses Bundesgesetzes ist, die im Register eingetragenen 
wirtschaftlichen Eigentümer nicht jenen entsprechen, die er im Rahmen seiner Sorgfaltspflichten 
gegenüber Kunden festgestellt hat und ist er überzeugt zu wissen, dass die Daten über die wirtschaftlichen 
Eigentümer unrichtig oder unvollständig sind, dann hat er im elektronischen Weg über das 
Unternehmensserviceportal einen Vermerk zu setzen und die Gründe für die Setzung des Vermerkes in 
standardisierter Form zu übermitteln. Die Verpflichtung zur Setzung eines Vermerkes entfällt, wenn der 
Verpflichtete seinen Kunden auf die unrichtige oder unvollständige Eintragung hinweist und dieser 
binnen angemessener Frist eine Berichtigung vornimmt. Wenn ein Sachverhalt vorliegt, der mittels 
Verdachtsmeldung an die Geldwäschemeldestelle zu melden ist und die Verpflichteten vernünftigerweise 
davon ausgehen können, dass die Setzung eines Vermerkes und die damit verbundene Information des 
Kunden die Verfolgung der Begünstigten einer verdächtigen Transaktion behindern könnte, dann dürfen 
die Verpflichteten keinen Vermerk setzen und haben stattdessen die Geldwäschemeldestelle umgehend 
mittels Verdachtsmeldung zu informieren.“ 

d) Abs. 5 lautet: 

„(5) Die Bundesanstalt Statistik Österreich als Auftragsverarbeiterin der Registerbehörde hat das 
Unternehmensserviceportal im elektronischen Weg von dem Umstand, dass ein Vermerk gesetzt wurde, 
und den in standardisierter Form gemeldeten Gründen zu verständigen. Der Rechtsträger ist von der 
Registerbehörde über das Unternehmensserviceportal über den Umstand, dass ein Vermerk gesetzt wurde, 
unter Angabe der Gründe zu informieren. Wenn der Rechtsträger eine neuerliche Meldung gemäß § 5 
vornimmt, ist der Vermerk von der Bundesanstalt Statistik Österreich nur unter den historischen Daten zu 
führen. Der Verpflichtete, der den Vermerk gesetzt hat, ist auf elektronischem Wege über das 
Unternehmensserviceportal von der Meldung des Rechtsträgers zu verständigen. Wenn die Setzung eines 
Vermerkes rechtswidrig war, dann kann dieser auf Antrag von der Registerbehörde gelöscht werden.“ 

e) In Abs. 8 wird die Wortfolge „Dieser Paragraph ist“ durch die Wortfolge „Abs. 1 bis 7 sind“ ersetzt.  

12. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) § 12 Abs. 3 lautet: 

„(3) Die Registerbehörde, die Geldwäschemeldestelle und die Kriminalpolizei, die 
Staatsanwaltschaften und die Gerichte für strafrechtliche Zwecke können zu durch Eingabe eines oder 
mehrere Identifikatoren einer natürlichen Person alle Rechtsträger suchen, bei denen diese Person als 
wirtschaftlicher Eigentümer gemeldet wurde oder bei denen diese natürliche Person vertretungsbefugt ist 
und einen Auszug anfordern, der sämtliche in dem Register über diese Person gespeicherten Daten 
enthält. Dieser Auszug wird mit einer Amtssignatur der Registerbehörde versehen.“ 

b) Nach Abs. 3 werden folgende Abs. 4 bis 6 eingefügt: 

„(4) Die Registerbehörde, die Geldwäschemeldestelle und die Kriminalpolizei, die 
Staatsanwaltschaften und die Gerichte für strafrechtliche Zwecke dürfen zu einem gemeldeten obersten 
Rechtsträger alle Rechtsträger suchen, bei denen dieser oberste Rechtsträgern gemeldet wurde. 

(5) Die in Abs. 1 genannten Behörden haben im Wege der Amtshilfe Auszüge gemäß § 10 an die 
zuständigen Behörden und zentralen Meldestellen der anderen Mitgliedstaaten übermitteln. 

(6) Die Registerbehörde darf in gemäß § 5a übermittelte Compliance-Packages Einsicht nehmen. 
Andere Behörden gemäß Abs. 1 dürfen nur dann in Compliance-Packages Einsicht nehmen, wenn diese 
nicht eingeschränkt sind.“ 
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13. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 lautet der erste Satz „Wenn die Registerbehörde zu der Überzeugung gelangt, dass die Daten 
über die wirtschaftlichen Eigentümer eines Rechtsträgers unrichtig sind und ist die Registerbehörde 
überzeugt zu wissen, wer der oder die wirtschaftlichen Eigentümer eines Rechtsträgers sind, oder welche 
Daten einer Meldung zu berichtigen sind, dann kann sie im elektronischen Wege eine Meldung unter 
sinngemäßer Anwendung des § 5 Abs. 1 und 4 vornehmen.“ 

b) In Abs. 2 entfällt der erste Satz. 

c) In Abs. 3 lautet der erste Satz „Wenn eine der in § 12 Abs. 1 genannten Behörden im Zuge ihrer 
Tätigkeit zu der Überzeugung gelangt, dass die Daten über die wirtschaftlichen Eigentümer eines 
Rechtsträgers unrichtig sind, dann kann sie im elektronischen Weg einen Vermerk setzen und hat die 
Gründe für die Setzung des Vermerkes in standardisierter Form übermitteln.“ danach wird folgender 
zweite Satz eingefügt: „Die Registerbehörde kann die Gründe für die Setzung eines Vermerkes auch in 
der Schriftform anführen.“ 

d) Abs. 4 lautet wie folgt: 

„(4) Die Bundesanstalt Statistik Österreich als Auftragsverarbeiterin der Registerbehörde hat das 
Unternehmensserviceportal im elektronischen Wege von dem Umstand, dass ein Vermerk gesetzt wurde 
und über die standardisierten Gründe sowie bei Vermerken der Registerbehörde auch über die Gründe in 
Schriftform zu verständigen. Der Rechtsträger ist von der Registerbehörde über das 
Unternehmensserviceportal über den Umstand, dass ein Vermerk gesetzt wurde unter Angabe der 
standardisierten Gründe und der Gründe in Schriftform zu informieren. Wenn der Rechtsträger eine 
neuerliche Meldung gemäß § 5 vornimmt, dann ist der Vermerk von der Bundesanstalt Statistik 
Österreich nur unter den historischen Daten zu führen. Wenn die Setzung eines Vermerkes rechtswidrig 
war, dann kann dieser auf Antrag von der Registerbehörde gelöscht werden.“ 

14. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Registerbehörde ist berechtigt im Rahmen der Führung des Registers Daten zu verarbeiten 
und Analysen zur Gewährleistung der Richtigkeit und Vollständigkeit der Daten sowie zur Einhaltung der 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der Verhinderung der Geldwäscherei und 
Terrorismusfinanzierung vorzunehmen und darf zu diesen Zwecken die im Register gespeicherten Daten 
mit anderen öffentlich verfügbaren Datenquellen abgleichen. Zu diesen Zwecken hat die Bundesanstalt 
Statistik Österreich nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten der Registerbehörde Analysen und 
Auswertungen zu allen im Register gespeicherten Merkmalen zur Verfügung zu stellen.“ 

b) Abs. 4 und 6 entfallen 

c) der bisherige Abs. 3 wird in Abs. 6, der bisherige Abs. 5 wird in Abs. 7, und die bisherigen Abs. 7 und 
8 in Abs. 8 und Abs. 9 umbenannt. 

d) Nach Abs. 2 werden folgende neue Abs. 3 bis Abs. 5 eingefügt: 

„(3) Die Registerbehörde hat für die Zwecke der Gewährleistung, dass die im Register gespeicherten 
Daten angemessen, präzise und aktuell sind, die folgenden Maßnahmen zu treffen: 

 1. automatisationsunterstützte Analyse der Meldungen gemäß § 5 und § 5 Abs. 5 mit dem Zweck 
diese in Risikokategorien einzustufen und potentiell unrichtige Meldungen zu identifizieren, 

 2. stichprobenartige Überprüfung von eingehenden Meldungen auf Basis der Risikoanalyse gemäß 
Z 1 und ergänzend nach einer zufälligen Auswahl, 

 3. laufendes Monitoring der eingehenden Vermerke und stichprobenartige Überprüfung von jenen 
Rechtsträgern, die einen Vermerk nicht binnen sechs Wochen durch eine neue Meldung ersetzen, 

 4. anlassfallbezogene und prospektive Durchführung von Analysen gemäß Abs. 2. 

(4) Die Registerbehörde kann von Rechtsträgern, und deren rechtlichen und wirtschaftlichen 
Eigentümern jederzeit Auskünfte über die für die Beurteilung des wirtschaftlichen Eigentums an dem 
betreffenden Rechtsträgers erforderlichen Sachverhalte und die Vorlage entsprechender Urkunden und 
anderer schriftlichen Unterlagen verlangen. 
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(5) Für die Vollstreckung eines Bescheides der Registerbehörde tritt an die Stelle des in § 5 Abs. 3 
VVG angeführten Betrages bei juristischen Personen der Betrag von 30 000 Euro und bei natürlichen 
Personen der Betrag von 15 000 Euro.“ 

f) In dem nunmehrigen Abs. 8 wird das erste „und“ durch einen Beistrich ersetzt und nach dem Wort 
„Vermerke“ die Wortfolge „und Logdateien, die Zugriffe auf das Register aufzeichnen“ eingefügt und der 
letzte Satz „Logdateien, die aus technischen Gründen geführt werden, sind für die Dauer von einem Jahr 
aufzubewahren.“ angefügt. 

g) In dem nunmehrigen Abs. 9 wird der Satz „Über Beschwerden gegen Entscheidungen der 
Registerbehörde gemäß dieser Bestimmung erkennt das Bundesverwaltungsgericht.“ angefügt. 

h) Nach dem nunmehrigen Abs. 9 wird der folgende Abs. 10 angefügt: 

„(10) Die Registerbehörde hat Statistiken über die Nutzung des Registers, die Effektivität des 
Registers und über die angedrohten und festgesetzten Zwangsstrafen gemäß § 16 und die verhängten 
Strafen wegen Finanzvergehen gemäß § 15 zu führen.“ 

15. § 15 lautet samt Überschrift wie folgt: 

„Strafbestimmungen 

§ 15. (1) Eines Finanzvergehens macht sich schuldig, wer vorsätzlich wirtschaftliche Eigentümer 
nicht offenlegt, indem er 
 1. eine unrichtige oder unvollständige Meldung (§ 5) abgibt, 
 2. seiner Meldepflicht (§ 5) beharrlich nicht nachkommt, 
 3. bei Wegfall einer Meldebefreiung nach § 6 keine, eine unrichtige oder eine 

unvollständige Meldung abgibt, oder 
 4. Änderungen der Angaben über die wirtschaftlichen Eigentümer nicht binnen vier 

Wochen nach Kenntnis der Änderung übermittelt (§ 5 Abs. 1), 

und ist mit Geldstrafe bis zu 200 000 Euro zu bestrafen. Wer die Tat grob fahrlässig begeht, ist mit einer 
Geldstrafe bis zu 100 000 Euro zu bestrafen. 

(2) Wer vorsätzlich unter Verletzung von § 3 Abs. 2 die für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten 
gemäß § 3 Abs. 1 erforderlichen Kopien der Dokumente und Informationen nicht bis mindestens fünf 
Jahre nach dem Ende des wirtschaftlichen Eigentums der natürlichen Person aufbewahrt, macht sich eines 
Finanzvergehens schuldig, und ist mit einer Geldstrafe bis zu 75 000 Euro zu bestrafen. 

(3) Wer, ohne den Tatbestand des Abs. 1 zu erfüllen, im Zuge der Übermittlung eines Compliance-
Packages vorsätzlich falsche oder verfälschte Dokumente an das Register übermittelt, macht sich eines 
Finanzvergehens schuldig, und ist mit einer Geldstrafe bis zu 75 000 Euro zu bestrafen. 

(4) Einer Finanzordnungswidrigkeit macht sich schuldig, wer vorsätzlich, ohne den Tatbestand der 
Abs. 1 oder 3 zu erfüllen, bei der Übermittlung eines Compliance-Packages erforderliche Dokumente 
(§ 5a Abs. 1) nicht übermittelt oder sonstige Pflichten nach § 5a nicht erfüllt, und ist mit einer Geldstrafe 
bis zu 10 000 Euro zu bestrafen. 

(5) Eines Finanzvergehens macht sich schuldig, wer vorsätzlich Datensätze, die mit einer 
Auskunftssperre oder einer Einschränkung der Einsicht (§ 10a) gekennzeichnet sind, oder wer vorsätzlich 
Auszüge, in denen solche Datensätze enthalten sind, an Dritte weitergibt, und ist mit einer Geldstrafe bis 
zu 50 000 Euro zu bestrafen. 

(6) Die Finanzvergehen nach Abs. 1 bis 5 hat das Gericht niemals zu ahnden. 

(7) Ergibt sich innerhalb des dienstlichen Wirkungsbereiches der Registerbehörde der begründete 
Verdacht auf das Vorliegen eines Finanzvergehens nach Abs. 1 bis 5, hat die Registerbehörde die gemäß 
§ 58 FinStrG zuständige Finanzstrafbehörde hiervon zu verständigen.“ 

16. In § 16 Abs. 1 entfällt im ersten Satz die Wortfolge „oder nicht vollständig“ und im zweiten Satz die 
Wortfolge „drei Monaten“ wird durch die Wortfolge „sechs Wochen“ ersetzt. 

17. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Z 1 entfällt die Wortfolge „bei berechtigtem Interesse“. 

b) In Abs. 1 wird folgende Z 3a eingefügt: 

 „3a. Einsicht der Verpflichteten mittels erweiterter Auszüge gemäß § 9 Abs. 5 unter gleichzeitiger 
Einsicht in ein Compliance-Package gemäß § 9 Abs. 5a;“ 

137/ME XXVI. GP - Ministerialentwurf - Gesetzestext 19 von 21

www.parlament.gv.at



  20 von 21 

c) In Abs. 1 Z 4 wird die Wortfolge „und erweiterten Auszügen gemäß § 9 Abs. 5“ durch die Wortfolge „, 
erweiterten Auszügen gemäß § 9 Abs. 5 und erweiterten Auszügen gemäß § 9 Abs. 5 unter gleichzeitiger 
Einsicht in ein Compliance-Package gemäß § 9 Abs. 5a“ ersetzt. 

18. Nach § 19 Abs. 4 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

„(5) § 9 Abs. 2 und § 12 Abs. 3 und 4 treten mit 5. November 2019 in Kraft. § 1 Abs. 2 Z 17 und 18 
und Abs. 4, § 2 Z 2 lit. a und c, § 3 Abs. 4 und 5, § 4, § 5 Abs. 1 Z 3 lit. a und b, § 5 Abs. 1 Schlussteil, 
§ 7 Abs. 3, § 9 Abs. 1 Z 15 und 16 und Abs. 5 Z 2, § 10, § 11 Abs. 1, 3, 5 und 8, § 12 Abs. 5, § 13 Abs. 1 
bis 4, § 14 Abs. 2, Abs. 3 Z 3 und 4, Abs. 4 bis 10, § 15 Abs. 1, 2, 5 bis 7, § 16 Abs. 1, § 17 Abs. 1 Z 1, 
3a und 4 und § 20 Abs. 2 Z 2 sowie die Änderungen des Inhaltsverzeichnis zu § 10 treten in der Fassung 
des BGBl. Nr. XX/2019 mit 10. Jänner 2020 in Kraft. § 9 Abs. 3 und 9 und § 14 Abs. 2 Z 1 und 2 treten 
mit 1. April 2020 in Kraft. § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Z 4, § 5a, Abs. 4 Z 7a bis 7c, § 9 Abs. 5a und 5b, § 11 
Abs. 2a, § 12 Abs. 6, § 15 Abs. 3 und 4 sowie die Änderung des Inhaltsverzeichnis zu § 5a in der Fassung 
des BGBl. Nr. XX/2019 treten mit 10. November 2020 in Kraft.“ 

19. § 20 Abs. 2 Z 2 lautet wie folgt: 

„2 Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission, ABl. Nr. L 141 vom 
05.06.2015 S. 73, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 2018/843 vom 30. Mai 2018.“ 

Artikel 4 

Änderung des Kontenregister- und Konteneinschaugesetzes 

Das Kontenregister- und Konteneinschaugesetz – KontRegG, BGBl. I Nr. 116/2015, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 62/2018, wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 1 wird der Punkt am Ende von Z 3 durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 4 angefügt: 

 „4. der Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Z 1 und 2 BKA-G, 

 5. der Finanzmarktaufsichtsbehörde.“ 

2. Nach § 15 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

„(4) § 4 Abs. 1 Z 3 und Z 4 in der Fassung des BGBl. I Nr. XXX/2019 tritt mit 10. September 2020 
in Kraft.“ 

Artikel 5 

Änderung des Glücksspielgesetzes 

Das Glücksspielgesetz, BGBl. Nr. 620/1989, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 107/2017, wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 6 wird der Verweis auf „§ 25 Abs. 2 FM-GwG“ durch den Verweis auf „§ 9a Abs. 2 bis 5, 
§ 18, § 19 Abs. 3, § 24 Abs. 5, § 25 Abs. 2, 5, 6, 7 und 8, § 26, § 27, § 32, § 33, § 37, § 38, § 40 Abs. 2 
bis 4 FM-GwG“ ersetzt. 

2. In § 19 Abs. 7 wird der Verweis auf „§§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 sowie §§ 26 und 27 FM-GwG“ 
durch den Verweis auf „§ 9a Abs. 2 bis 5, § 18, § 19 Abs. 3, § 24 Abs. 5, § 25 Abs. 2, 5, 6, 7 und 8, § 26, 
§ 27, § 32, § 33, § 37, § 38, § 40 Abs. 2 bis 4 FM-GwG“ ersetzt. 

3. In § 31 Abs. 5 wird der Verweis auf „§§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 sowie §§ 26 und 27 FM-GwG“ 
durch den Verweis auf „§ 9a Abs. 2 bis 5, § 18, § 19 Abs. 3, § 24 Abs. 5, § 25 Abs. 1, 2, 5, 6, 7 und 8, 
§ 26, § 27, § 32, § 33, § 37, § 38, § 40 Abs. 2 bis 4 FM-GwG“ ersetzt. 

4. § 31c wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 wird der Verweis auf „§ 9 Abs. 1“ durch den Verweis auf „§ 9 Abs. 1 und 2“ ersetzt. 

b) Abs. 2 Z 1 lautet: 

 „1. stets die Sorgfaltspflichten nach § 6 Abs. 1 Z 1, Abs. 2 Z 1 und Abs. 3 FM-GwG 
(Identitätsfeststellung der Besucher) bei Besuch der Spielbank sowie die Bestimmungen der § 2, 
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§ 5 Z 1 und 2 sowie 4 und 5, § 11 Abs. 1, 3 und 4, § 13 Abs. 1 und 2, § 14, § 15, § 16 Abs. 1, 2, 4 
und 5, § 17, §§ 19 bis 21, § 23, § 24 Abs. 1 bis 4 und 6, § 40 Abs. 1 FM-GwG anzuwenden und 
über Systeme zu verfügen, die es ihnen ermöglichen, auf eine Art und Weise, die die vertrauliche 
Behandlung der Anfragen sicherstellt, auf Anfragen der Geldwäschemeldestelle oder der 
Aufsichtsbehörde, die diesen zur Verhinderung oder Verfolgung von Geldwäscherei oder 
Terrorismusfinanzierung erforderlich erscheinen, vollständig und rasch Auskunft darüber zu 
geben, ob sie mit bestimmten Personen eine Geschäftsbeziehung unterhalten oder während eines 
Zeitraums von fünf Jahren vor der Anfrage unterhalten haben, sowie über die Art dieser 
Geschäftsbeziehung (im Sinne des § 22 FM-GwG);“ 

c) Abs. 3 Z 1 lautet: 

 „1. die Bestimmungen der § 2, § 5 Z 1 und 2 sowie 4 und 5, § 11 Abs. 1, 3 und 4, § 13 Abs. 1 und 2, 
§ 14, § 15, § 16 Abs. 1, 2, 4 und 5, § 17, §§ 19 bis 21, § 23, § 24 Abs. 1 bis 4 und 6, § 40 Abs. 1 
FM-GwG anzuwenden und über Systeme zu verfügen, die es ihnen ermöglichen, auf eine Art 
und Weise, die die vertrauliche Behandlung der Anfragen sicherstellt, auf Anfragen der 
Geldwäschemeldestelle oder der Aufsichtsbehörde, die diesen zur Verhinderung oder Verfolgung 
von Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung erforderlich erscheinen, vollständig und rasch 
Auskunft darüber zu geben, ob sie mit bestimmten Personen eine Geschäftsbeziehung unterhalten 
oder während eines Zeitraums von fünf Jahren vor der Anfrage unterhalten haben, sowie über die 
Art dieser Geschäftsbeziehung (im Sinne des § 22 FM-GwG);“ 

d) In Abs. 3 Z 2 wird der Verweis auf „§ 9 Abs. 3“ durch den Verweis auf „§ 9 Abs. 3 und § 9a Abs. 1“ 
ersetzt. 

e) In Abs. 3 Z 2 wird nach dem Strichpunkt folgender Halbsatz samt Satzzeichen angefügt: 

„die Anlage I bis III des FM-GwG sind sinngemäß anzuwenden;“ 

f) In Abs. 3 Z 5 wird der Verweis auf „§ 9 Abs. 3“ durch den Verweis auf „§ 9 Abs. 3 und § 9a Abs. 1“ 
ersetzt. 

g) In Abs. 3 Z 5 wird nach dem Strichpunkt folgender Halbsatz samt Satzzeichen angefügt: 

„die Anlage I bis III des FM-GwG sind sinngemäß anzuwenden;“ 

5. Nach dem § 60 Abs. 40 wird folgender Abs. 41 eingefügt: 

„§ 19 Abs. 7, § 31 Abs. 5, § 31c Abs. 1, Abs. 2 Z 1, Abs. 3 Z 1, 2 und 5 samt Anlage I bis III in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/201x treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in 
Kraft.“ 
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	10. § 12 Abs. 2 lautet:
	11. § 13 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:
	12. In § 16 Abs. 2 wird die Wortfolge „auf Verlangen unmittelbar oder mittelbar alle Auskünfte erteilen“ durch die Wortfolge „auf Verlangen unmittelbar alle erforderlichen Auskünfte erteilen“ ersetzt.
	13. § 18 samt Überschrift lautet:
	14. § 19 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 2 wird die Wortfolge „vor Bedrohungen“ durch die Wortfolge „vor Bedrohungen, Vergeltungsmaßnahmen“ ersetzt.
	b) Es wird folgender Abs. 3 angefügt:
	15. § 20 Abs. 3 Z 2 lautet:
	16. In § 21 Abs. 1 Z 1 wird nach der Wortfolge „gegenüber Kunden erforderlich sind,“ die Wortfolge „einschließlich elektronischer Mittel für die Identitätsfeststellung und einschlägiger Vertrauensdienste gemäß der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 sowie an...
	17. Dem § 24 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt:
	18. § 25 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 Z 2 wird das Wort „und“ am Ende durch einen Beistrich ersetzt, in Z 3 das Wort „und“ am Ende angefügt und folgende Z 4 angefügt:
	b) Nach dem Abs. 6 werden folgende Abs. 7 und 8 angefügt:
	19. § 31 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 3 Z 1 wird das Wort „und“ am Ende durch einen Beistrich ersetzt, in Z 2 entfällt der Punkt und es wird das Wort „und“ am Ende eingefügt und folgende Z 3 angefügt:
	20. Nach dem § 32 werden folgende §§ 32a und 32b mit Überschrift eingefügt:
	21. Nach dem § 32a wird folgender § 33 mit Überschrift eingefügt:
	22. § 34 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 Z 9 wird das Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt, am Ende von Z 10 wird ein Beistrich angefügt und es wird die folgende Z 11 angefügt:
	b) Es nach dem Abs. 3 folgender Abs. 4 eingefügt:
	23. § 38 wird wie folgt geändert:
	a) § 38 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“.
	b) In dem nunmehrigen § 38 Abs. 1 Z 7 wird nach der Wortfolge „juristische Person“ die folgende Wortfolge angefügt „und Verurteilungen wegen § 165 StGB (Geldwäscherei), § 278a StGB (kriminelle Organisation), § 278b StGB (terroristischen Vereinigung), ...
	c) Es wird folgender Abs. 2 angefügt:
	23. In § 40 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	24. Nach dem § 43 Abs. 3 wird folgender § 43 Abs. 4 eingefügt:
	25. § 44 wird wie folgt geändert:
	a.) In Abs. 2 Z 4 wird das Wort „und“ am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt, außerdem wird in Z 5 der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 6 und 7 eingefügt:
	b.) In Abs. 3 Z 5 wird das Wort „und“ am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt, außerdem wird in Z 8 der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 9 bis 11 eingefügt:
	26. § 46 samt Überschrift entfällt.
	27. In Anlage II Z 3 wird nach der Wortfolge „geographischer Hinsicht“ ein Gedankenstrich sowie folgende Wortfolge „Registrierung, Niederlassung, Wohnsitz in“ eingefügt.
	28. Anlage III wird wie folgt geändert:
	a) In Z 1 wird in der lit. f der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und nach dem lit. f folgende lit. g eingefügt:
	b) In Z 2 lit. c wird die Wortfolge „wie z. B. elektronische Unterschriften“ durch die Wortfolge „einschließlich elektronischer Mittel für die Identitätsfeststellung und einschlägiger Vertrauensdienste gemäß der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 und andere...
	c) In Z 2 wird in der lit. e der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und nach dem lit. e folgende lit. f eingefügt:


	Artikel 3
	Änderung des Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetzes
	1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:
	a) Nach dem Eintrag zu § 5 wird folgender Eintrag eingefügt:
	b) Der Eintrag zu § 10 lautet wie folgt:
	2. § 1 wird wie folgt geändert:
	a) § 1 Abs. 2 Z 17 und Z 18 lauten wie folgt:
	b) Dem § 1 wird folgender Abs. 4 angefügt:
	3. § 2 wird wie folgt geändert:
	a) § 2 Z 2 lit. a lautet:
	b) § 2 Z 2 lit. c lautet:
	4. § 3 wird wie folgt geändert:
	a) In § 3 Abs. 2 wird der Satz „Durch die Übermittlung eines vollständigen Compliance-Packages für einen Rechtsträger gilt diese Verpflichtung als erfüllt.“ angefügt.
	b) In § 3 Abs. 4 entfällt die auf die Wortfolge „Dieser oder Diese“ folgende Wortfolge „hat insbesondere“ und nach der Wortfolge „Dieser oder diese“ wird die Wortfolge „haben gegenüber Verpflichteten, wenn diese Sorgfaltspflichten gegenüber ihren Kund...
	c) § 3 Abs. 5 lautet wie folgt:
	5. In § 4 wird nach der Wortfolge „Eigentümer und wirtschaftliche Eigentümer von Rechtsträgern“ der Klammerausdruck „(einschließlich von Anteilen an Aktien und Inhaberaktien, Stimmrechten, Beteiligungen oder anderen Formen von Kontrolle)“ eingefügt.
	6. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
	a) In § 5 Abs. 1 Z 3 lit. a wird der Klammerausdruck „(unter Angabe ob ein Treuhandschaftsverhältnis vorliegt und ob der wirtschaftliche Eigentümer Treuhänder oder Treugeber ist)“ durch den Klammerausdruck „(unter Angabe des Anteils auf den Kontrolle ...
	b) In § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b wird am Ende der Strichpunkt entfernt und die Wortfolge „und ob kein wirtschaftlicher Eigentümer vorhanden ist oder ob nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten die wirtschaftlichen Eigentümer nicht festgestellt und überprüft w...
	c) § 5 Abs. 1 Z 4 lautet:
	d) Dem Schlussteil des § 5 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt:
	7) Nach § 5 wird § 5a eingefügt und lautet samt Überschrift wie folgt:
	8. In § 7 Abs. 3 wird die Zahl „10“durch das Wort „zehn“ ersetzt und nach der Wortfolge „ab dem Ende seines wirtschaftlichen Eigentümers an der Gesellschaft“ die Wortfolge „und die Daten eines Rechtsträgers nach Ablauf von zehn Jahren nach der Beendig...
	9. § 9 wird wie folgt geändert:
	a) In § 9 Abs. 1 wird am Ende der Z 15 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und die folgende Z 16 angefügt:
	b) In § 9 Abs. 2 wird nach der Wortfolge „für die Zwecke der Beratung ihrer Mandanten“ die Wortfolge „und genossenschaftliche Revisionsverbände für die Zwecke der Beratung ihrer Mitglieder jeweils“
	c) In § 9 Abs. 3 wird nach der Wortfolge „Die Einsicht in die gemäß § 5 Abs. 2 übermittelten Dokumente“ die Wortfolge „und das zu einem Rechtsträger gespeicherte gültige Compliance-Package“ eingefügt und es wird der folgende letzte Satz „Für die Zweck...
	d) In § 9 Abs. 4 werden nach Z 7 folgende Z 7a bis 7c eingefügt:
	e) § 9 Abs. 5 Z 2 lautet wie folgt:
	f) In § 9 werden nach Abs. 5 folgende Abs. 5a und 5b eingefügt:
	g) In § 9 wird nach Abs. 8 folgender Abs. 9 eingefügt:
	10. § 10 lautet samt Überschrift wie folgt:
	11. § 11 wird wie folgt geändert:
	a) § 11 Abs. 1 zweiter und dritter Satz lauten:
	b) In § 11 wird nach dem Abs. 2 der folgende Abs. 2a eingefügt:
	c) Abs. 3 lautet:
	d) Abs. 5 lautet:
	e) In Abs. 8 wird die Wortfolge „Dieser Paragraph ist“ durch die Wortfolge „Abs. 1 bis 7 sind“ ersetzt.
	12. § 12 wird wie folgt geändert:
	a) § 12 Abs. 3 lautet:
	b) Nach Abs. 3 werden folgende Abs. 4 bis 6 eingefügt:
	13. § 13 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 lautet der erste Satz „Wenn die Registerbehörde zu der Überzeugung gelangt, dass die Daten über die wirtschaftlichen Eigentümer eines Rechtsträgers unrichtig sind und ist die Registerbehörde überzeugt zu wissen, wer der oder die wirtschaf...
	b) In Abs. 2 entfällt der erste Satz.
	c) In Abs. 3 lautet der erste Satz „Wenn eine der in § 12 Abs. 1 genannten Behörden im Zuge ihrer Tätigkeit zu der Überzeugung gelangt, dass die Daten über die wirtschaftlichen Eigentümer eines Rechtsträgers unrichtig sind, dann kann sie im elektronis...
	d) Abs. 4 lautet wie folgt:
	14. § 14 wird wie folgt geändert:
	a) Abs. 2 lautet:
	b) Abs. 4 und 6 entfallen
	c) der bisherige Abs. 3 wird in Abs. 6, der bisherige Abs. 5 wird in Abs. 7, und die bisherigen Abs. 7 und 8 in Abs. 8 und Abs. 9 umbenannt.
	d) Nach Abs. 2 werden folgende neue Abs. 3 bis Abs. 5 eingefügt:
	f) In dem nunmehrigen Abs. 8 wird das erste „und“ durch einen Beistrich ersetzt und nach dem Wort „Vermerke“ die Wortfolge „und Logdateien, die Zugriffe auf das Register aufzeichnen“ eingefügt und der letzte Satz „Logdateien, die aus technischen Gründ...
	g) In dem nunmehrigen Abs. 9 wird der Satz „Über Beschwerden gegen Entscheidungen der Registerbehörde gemäß dieser Bestimmung erkennt das Bundesverwaltungsgericht.“ angefügt.
	h) Nach dem nunmehrigen Abs. 9 wird der folgende Abs. 10 angefügt:
	15. § 15 lautet samt Überschrift wie folgt:
	16. In § 16 Abs. 1 entfällt im ersten Satz die Wortfolge „oder nicht vollständig“ und im zweiten Satz die Wortfolge „drei Monaten“ wird durch die Wortfolge „sechs Wochen“ ersetzt.
	17. § 17 wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 Z 1 entfällt die Wortfolge „bei berechtigtem Interesse“.
	b) In Abs. 1 wird folgende Z 3a eingefügt:
	c) In Abs. 1 Z 4 wird die Wortfolge „und erweiterten Auszügen gemäß § 9 Abs. 5“ durch die Wortfolge „, erweiterten Auszügen gemäß § 9 Abs. 5 und erweiterten Auszügen gemäß § 9 Abs. 5 unter gleichzeitiger Einsicht in ein Compliance-Package gemäß § 9 Ab...
	18. Nach § 19 Abs. 4 wird folgender Abs. 5 angefügt:
	19. § 20 Abs. 2 Z 2 lautet wie folgt:


	Artikel 4
	Änderung des Kontenregister- und Konteneinschaugesetzes
	1. In § 4 Abs. 1 wird der Punkt am Ende von Z 3 durch einen Beistrich ersetzt und folgende Z 4 angefügt:
	2. Nach § 15 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 angefügt:


	Artikel 5
	Änderung des Glücksspielgesetzes
	1. In § 5 Abs. 6 wird der Verweis auf „§ 25 Abs. 2 FM-GwG“ durch den Verweis auf „§ 9a Abs. 2 bis 5, § 18, § 19 Abs. 3, § 24 Abs. 5, § 25 Abs. 2, 5, 6, 7 und 8, § 26, § 27, § 32, § 33, § 37, § 38, § 40 Abs. 2 bis 4 FM-GwG“ ersetzt.
	2. In § 19 Abs. 7 wird der Verweis auf „§§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 sowie §§ 26 und 27 FM-GwG“ durch den Verweis auf „§ 9a Abs. 2 bis 5, § 18, § 19 Abs. 3, § 24 Abs. 5, § 25 Abs. 2, 5, 6, 7 und 8, § 26, § 27, § 32, § 33, § 37, § 38, § 40 Abs. 2 bis 4...
	3. In § 31 Abs. 5 wird der Verweis auf „§§ 18 und 25 Abs. 2, 5 und 6 sowie §§ 26 und 27 FM-GwG“ durch den Verweis auf „§ 9a Abs. 2 bis 5, § 18, § 19 Abs. 3, § 24 Abs. 5, § 25 Abs. 1, 2, 5, 6, 7 und 8, § 26, § 27, § 32, § 33, § 37, § 38, § 40 Abs. 2 bi...
	4. § 31c wird wie folgt geändert:
	a) In Abs. 1 wird der Verweis auf „§ 9 Abs. 1“ durch den Verweis auf „§ 9 Abs. 1 und 2“ ersetzt.
	b) Abs. 2 Z 1 lautet:
	c) Abs. 3 Z 1 lautet:
	d) In Abs. 3 Z 2 wird der Verweis auf „§ 9 Abs. 3“ durch den Verweis auf „§ 9 Abs. 3 und § 9a Abs. 1“ ersetzt.
	e) In Abs. 3 Z 2 wird nach dem Strichpunkt folgender Halbsatz samt Satzzeichen angefügt:
	f) In Abs. 3 Z 5 wird der Verweis auf „§ 9 Abs. 3“ durch den Verweis auf „§ 9 Abs. 3 und § 9a Abs. 1“ ersetzt.
	g) In Abs. 3 Z 5 wird nach dem Strichpunkt folgender Halbsatz samt Satzzeichen angefügt:
	5. Nach dem § 60 Abs. 40 wird folgender Abs. 41 eingefügt:





